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noch einmal die ſekundäre Stellung der technischen Bahnbeamten gegen- 


Amtliches. 


Berlin, 16. Febr. Der Kaiſer hat geruht: den außerordentlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am königlich ee! Hofe, 
Grafen von Brandenburg, zum Wirklichen Geheimen Rath mit dem 
Prädikat „Excellenz“ zu ernennen. Fr ` 

Der König hat geruht: dem Kreisgerichtsrath z. D. Groß zu 

Poſen den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife zu ver⸗ 
leihen; ferner den Vorſitzenden der königlichen Direktion der Köln⸗ 
Mindener Eiſendahn, Geheimen Regierungsrath William Offermann, 
zum Eiſenbahn⸗Direktionspräſidenten mit dem Range der Räthe 
zweiter Klaſſe, und den Major a. D. Markus Georg Nikolaus Kon⸗ 
ſtantin Hammer zum Landrath des Kreiſes Meſchede zu ernennen ſo⸗ 
wie dem Kreis⸗Phyſikus Dr. Winckler in Luckau und dem Kreis⸗ 
Wundarzt Dr. Lerſch in Kottbus den Charakter als Sanitäts⸗Rath 
u verleihen. 
s Der König hat gerubt: den Ober⸗Steuer⸗Inſpektoren Seckt au 
Rheine, Siemens zu Celle und Hammer zu Glogau den Charakter als 
Steuerrath u. den Hauptſteueramts⸗Rend. Huck zu Halberſtadt, Voigts zu 
Prenzlau und Prasl zu Neu⸗Ruppin, ſowie dem Hauptzollamts⸗Rendanten 
Siem zu Itzehoe den Charakter als Rechnungsrath zu verleihen; ferner 
den Bergrevierbeamten Brüning zu Dortmund, von Sobbe zu Witten, 
Larenz zu Bochum, Selbach zu Oberhauſen und Niederſtein zu Eſſen, 
den Salinendirektoren Mosler zu Schönebeck, Freytag zu Bad Deyn- 
hauſen und Schaeffer zu Sooden, dem Hilfsarbeiter im Ober⸗Bergamts⸗ 
kollegium, Bergaſſeſſor Hiltrop zu Dortmund, den Bergwerksdirektoren 
Fickler zu Klausthal, von Detten zu Barſinghauſen und Kayſſer zu 
Dillenburg, ſowie den Hüttenwerksdirektoren Illing zu Altenau, Hach⸗ 
meifter zu Sollingerhütte a. H. und Lorenz zu Lerbacherhütte a. H. den 
Charakter als Bergrath zu verleihen. 


Vom Landtage. 


63. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 

Berlin, 16. Februar, Vormittags 10 Uhr. Am Miniſtertiſche 
Maybach, v. Puttkamer, Lucius, Bitter und Kommiſſarien. 

Beim Eintritt in die dritte Berathung des Entwurfes des 
Staatshaushaltsetats für 1880/81 erklärt v. Schorle⸗ 
mer⸗Alſt: Ich und meine Freunde haben durch Anträge und durch 
unſere Abſtimmung in der zweiten Leſung unſere Stellung zu den ein⸗ 
zelnen Poſitionen des Etats genügend gekennzeichnet. Mit Rückſicht 
auf die Geſchäftslage des Hauſes verzichten wir darauf, unſere Anträge 
zu erneuern. ö ; 

Beim Etat der Eiſenbahn⸗Verwaltung bringt Berger 


über den Juriſten zur Sprache und erinnert den Miniſter an ſein Ver⸗ 
ſprechen, bei der Neuorganiſation mehr Techniker anzuſtellen, als bis⸗ 
her. Ferner tritt eine eigenthümliche Konſtellation der Verhältniſſe bei 
den Eiſenbahnbau⸗Technikern ein, von welchen die ſeit längerer Zeit im 
Staats dienſt befindlichen durch die Verſtaatlichung der rivatbahnen 
ſchwere und unverdiente Nachtheile erleiden. Der Bau der vielen Bah⸗ 
nen zu Anfang der ſiebziger Jahre rief eine ſtarke Nachfrage nach Bau⸗ 
beamten hervor, die, kaum von der Hochſchule gekommen, von den 
Staats⸗ oder Privatbahnen engagirt wurden. Da letztere beſſer zu 
zahlen pflegen, ſo wandten ſich ihnen die fungen Kräfte hauptſächlich 
zu, jo daß eine Miniſterial⸗Verfügung die Anſtellung der jungen Tech⸗ 
niter als Bauführer von dem Nachweis, daß fie bei einer königlichen 
Verwaltung längere Zeit diätariſch beſchäftigt waren, abhängig machte. 
Dadurch wurde eine Menge junger Leute in den Staatsdienſt gedrängt, 
und beute haben wir im Staatsdienſte Techniker, die ſchon vor zehn 
Jahren ihr Examen gemacht haben und heute noch diätariſch angeſtellt 
find. Dieſer Nothſtand wird um fo fühlbarer, als ſeit 1876 Vie: 
bahnbaumeiſter faſt gar nicht mehr angeſtellt worden ſind. Diejenigen 
Techniker, welche trotz der Miniſterialverfügung in Pripatdienſten blie⸗ 
ben, erhalten nun einen ganz unverhältnißmäßigen Vortheil dadurch, 
daß ſie bei Uebernahme durch den Staat eine Maſſe gleichaltriger Kol⸗ 
legen überſpringen. 3 

Miniſter Maybach erkennt das Vorhandenſein dieſer Uebelſtände 
an und erklärt ſich bereit, ihnen nach Möglichkeit abzuhelfen. Eine 
Anfrage Rickert's, ob die Einrichtung durchgehender Wagen auf der 
Route Berlin⸗Frankfurt via der Anhalter und Thüringer Bahn beibe⸗ 
halten werden ſoll, beantwortet der Miniſter dahin, daß die bishe⸗ 
rige Einrichtung fortbeſtehe und keine Störung erleiden ſoll. 

Etat des Finanzminiſteriums. Dem Abg. Langer⸗ 
hans ſcheint die Angelegenheit der Reichsbankoblaten auf den Briefen 
der Berliner Handelsgeſellſchaft durch die Erklärung des Miniſters, 
daß Briefe der Reichsbank an Private künftighin nicht mehr mit dem 
Reichsbankſiegel verſchloſſen werden ſollen, nicht erledigt. Ein ſtaat⸗ 
liches Inſtitut, wie die Reichsbank, habe überhaupt nicht den Beruf, 
ſeinen Depotinhabern Mittheilungen über den Stand der Papiere zu 
machen; das mögen Privatbanken und Bankiers thun, eine Mm pe 
dürfe das nicht. Ferner habe der Miniſter jede Preſſion der Regie⸗ 
rung auf die Aktionäre der Berlin⸗Potsdamer Bahn in Abrede geſtellt. 
Redner habe ja keinen Grund, ſeine Erklärungen anzuzweifeln, aber die 
Möglichkeit ſcheine ihm doch vorzuliegen, daß hinter dem Rücken oder 
über den Kopf des Minifters hinweg verhandelt worden ſei. 5 

Der Fin anzminiſter: Ich hatte nicht erwartet, daß die 
Frage wegen des Reichsbankſiegels das Haus zum dritten Male be⸗ 
ſchäftigen würde. Ich denke, dieſe Frage hat durch die Remedur, 
welche geſchaffen worden, ihre Erledigung gefunden. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde, welche die Baſis der der Reichsbank zuſtehenden Geſchäfte 
direkt berührt, kann nur auf reſſortmäßigem Wege vor den Behörden 
des Reichs verhandelt werden. Der wiederholten Inſinuationen gegen⸗ 
über, als hätte die Staatsregierung eine Preſſion auf die Aktionäre 
der Berlin⸗Potsdamer Bahn behufs Verſtagtlichung derſelben ausgeübt, 
oder es ſei vielleicht über den Kopf des Miniſters hinweg Derartiges 
eſchehen, erkläre er nochmals auf das Allerbeſtimmteſte — auch Herr 
Miniſter Maybach iſt zugegen — daß nach keiner Seite hin weder eine 
Preſſion ſtattgefunden hat, noch hat ſtattſinden können. { 

Abg. Virchow: Der preußiſche Finanzminiſter iſt in dieſer ſeiner 
Eigenſchaft und nicht als Privatmann oder Reichsbeamter Mitglied des 
Kuratoriums der Reichsbank, und deshalb iſt er als preußiſcher Mi⸗ 
niſter verpflichtet, dieſem Hauſe auf Fragen, wie die vorliegende, Aus⸗ 
kunft zu geben. Wo bliebe denn ſonſt die Verantwortlichkeit der Mi⸗ 
niſter! Unſere Miniſter find allerdinns verwöhnt, da wir bisher ihre 
Stellung zum Reiche ſehr diskret außer Acht gelaſſen haben; in den 


— 


anderen Staaten iſt das nicht ſo der Fall. 


Der Finanzmiſter: Mein bisheriges Verhalten zeigt doch 
wohl, daß ich nicht beabſichtige mich irgend einer Verantwortlichkeit zu 
entziehen. Ich habe in zweiter 19 die verlangte Aufklärung gege⸗ 
ben und Remedur verſprochen, mehr kann ich nicht thun. 

Bei Kap. 58 (Oberpräſidien, Landdroſteien) bemerkt Abg. Brüel: 


Die Art und Weiſe. wie die Volksbibliotheken in Hannover von der 
Regierung mit Zuwendungen unterſtützt werden, iſt charakteriſtiſch für 
die Methode des preußiſchen Regiments in Hannover. Woher die ber 
treffenden Mittel ſtammen, will ich bier nicht unterſuchen, da ich jede 
Anſpielung auf den heiligen Crispin vermeiden möchte. In den Volks 
Bibliotheken findet Och die „neueſte Geſchichte Preußens von Ferdinand 
Schmidt“, der man mit Recht e Ba Kataſtrophe von 1866 
und des Charakters weiland König Georg V. vorwirft. Ein Fall ganz 
eklatanter Art aber iſt es, daß in der Volksbibliothek in Hannover, die 
ſeit Fahren Zuwendungen vom Oberpräfidenten empfängt, ſich ein Buch 
„Unter dem letzten Welfenkönige“, Roman aus der jüngſten Vergan⸗ 
enheit von Klinck befindet. Ich habe dieſes ekelhafte Werk durchge⸗ 
eſen; es iſt ungefähr in dem Genre der Romane des Gregor von Sa⸗ 
marow geſchrieben, nur daß es nicht wie dieſe intereſſante Geheimniſſe 
mittheilt, ſondern leer und geſchmacklos iſt und ſeinen Titel nur be⸗ 
nutzt, um ungeſtraft Perſonen des hannöverſchen Hofes, die gm deut⸗ 
lich bezeichnet ſind, zu BA e Redner verlieſt einzelne Stellen des 
Buches und eine Anzahl Namen.) Dieſe Perſonen werden als kom⸗ 
plottirende Schurken hingeſtellt; viele von ihnen leben noch und dem 
Polizeidirektor v. Engelbrecht, der in den preußiſchen Staatsdienſt über⸗ 
getreten iſt und in der Nähe von Hannover lebt, wird die Anſtiftung 
eines Meuchelmordes nachgeſagt. Wie kann ein Oberpräſident indirekt 
dazu mitwirken, daß in der Weiſe preußiſche Beamte beleidigt werden ? 
Der eigentliche Zweck des Buches aber iſt, die ut des dama⸗ 
ligen hannoverſchen Hofes ſo darzuſtellen, daß die Annexion nicht als 
ein Frevel, ſondern als eine erlöſende That erſcheint (Unruhe) und 
Se. Majeſtät König Georg V. in den Staub zu ziehen und mit Koth 
zu bewerfen. (Redner verlieſt wieder einige Stellen des Buches.) Iſt 
es möglich, daß ein preußiſcher Oberpräſident ſich nicht fürchtet, ſich die 
. zu beſchmutzen, wenn er ſolche Werke verbreitet? Ich will nicht 
ragen, ob das edel iſt, Nobleſſe erwarte ich von der Stelle nicht. 
(Große Unruhe.) Sie tragen Ihrer Königsfamilie eine Liebe und Ver⸗ 
ehrung entgegen, die dem Außenſtehenden an Idolatrie zu grenzen 
ſcheint — (Rufe: zur Ordnung!) Präſident v. Köller: Herr Abg. 
Brüel, ich rufe Sie zur Ordnung, wir Preußen ſind immer ſtolz ge⸗ 
weſen auf unſere Ehrfurcht vor dem Könige.“ (Beifall.) Sie ſollten 
alſo auch die loyale e eines anderen Volkes gegen ſein ert: 
ſcherhaus ehren. Auf dem Wege werden Sie das hannoverſche Volk 
nicht preußiſch machen, ſondern nur die Pietätloſigkeit der Sozialdemo⸗ 
kraten fördern. Es liegt im eigenen Intereſſe der preußiſchen Regie⸗ 
rung, dieſen Weg zu verlaſſen; Imperium iisdem fere mediis reti- 


netnr, quibus comparatum est. OR 
S Ninifter Graf zu Eulenburg; Welche Gefühle es in einem 
Minifter erregen muß, in einem preußiſchen Abgordnetenhauſe eine Rede 
zu hören, wie wir fie ſoeben haben hören müſſen, das zu ſchildern, mer 
den Sie mir wohl erlaſſen. Ich bin überzeugt, daß in dieſem Hauſe 
Niemand iſt, der nicht das gleiche Gefühl der Empörung hat. (Sehr 
wahr!) Die Sache ſelbſt entfernt ſich ſehr weit von dem großen 
Pathos, zu welchem ſie den Vorredner angeregt hat. Steht in dem 
von ihm erwähnten, mir gänzlich unbekannten Buch wirklich das, was 
er behauptet, ſo iſt ed Einverleibung in eine Volksbibliothet 
und zur Verbreitung in weiteren Kreiſen ungeeignet, und das iſt ſo 
ſelbſtverſtändlich, daß ich nicht annehmen kann, 5 das Oberpräſidium 
den Inhalt des Buches gekannt haben könne. enn der Vorredner 
dies ſelbſt Ba: wie kann er dann jagen, daß das Oberpräſidium 
ſich mit der ertheilun des Buches die Hände beſchmutzt habe? Es 
kann nur ein bedauerlicher Irrthum vorgefallen ſein, und ich werde 
dafür ſorgen, daß dieſes und ähnliche Bücher nicht weiter verbreitet 
werden. Die Gründung und Unterjtügung von Volksbibliotheten 
bedarf an ſich keiner Vertheidigung. (Sehr wahr!) Sie werden es 
ebenſo billigen, daß bei der Auswahl der Bücher auch darauf Bedacht 
genommen wird, daß die Liebe zum gemeinſchaftlichen Vaterlande, 
deſſen Einrichtungen und zu denjenigen Perſonen gefördert wird, auf 
die wir alle ſtolz find. (Beifall.) . 
eh Grumbrecht: Die Nationalliberalen ſtehen in Hannover 
den Welfen viel ſchärfer gegenüber, als ſelbſt die Regierung, aber wir 
haben die Empfindung unſerer Gegner nie verletzt, auch nicht ihnen 
verdacht. daß sie ihrem früheren Herrſcherhauſe noch anhängen, wir 
meinten nur, die jetzigen Zuſtände ſeien unabänderlich und es liege im 
Intereſſe der Provinz Hannover ſelbſt, ſich darin zu fügen. Wenn ſich 
die Welfen aber beklagen, daß ab und zu etwas gegen ſie geſchrieben 
wird, ſo bitte ich die Zeitungen der Welfenpartei zu leſen und frage, 
ob man mit mehr Bitterkeit gegen unſere ganzen geſetzlichen Zuſtände 
ſprechen kann. So ſtand in einem Blatte vor Kurzem, es ſei zweiſel⸗ 
haft, ob 1886 noch das deutſche Reich exiſtiren werde. Wenn wir Na⸗ 
tionalgeſinnten in Hannover unter der früheren Regierung nur den 
zehnten Theil der Preßfreiheit gehabt hätten, die jetzt die Welfen ge⸗ 
nießen, ſo hätten wir uns kaum beklagt. Die preußiſche Verwaltungs⸗ 
einrichtung mag in Hannover nicht durchweg ſo angenehm empfunden 
werden, wie in den alten Provinzen. Wer aber jagt, daß von preußi⸗ 
ſchen Behörden keine Nobleſſe erwartet werden könne, der überſchreitet 
das Maß der parlamentariſchen Redefreiheit. (Sehr wahr! rechts.) 
Was wir in eng‘ auf fremde und außenſtehende Perſonen in den 
letzten Tagen gehört haben, überſteigt ſo ſchon den ſchlimmſten Ton, 
den ich ſe in einem Parlamente, einſchließlich des Frankfurters, gehört 
habe. Wenn die Mitglieder des Parlaments die ihnen nöthige Rede 
freiheit nicht mit dem Bewußtſein eines Privilegiums gebrauchen, dann 
hört Alles auf. Es mag in Hannover zuweilen Etwas vorgekommen 
ſein, was uns nicht gefiel, aber wer ſagt, daß die Provinz Hannover 
von der preußiſchen Regierung ſchlecht behandelt worden ſei, der ſagt 
nicht das, was wahr iſt (Sehr richtig!), und wer ſich in ſolchen Rede⸗ 
wendungen, wie der Abg. Brüel ergeht, der iſt ſo verbiſſen in ſeiner 
Anſicht, daß auf ſein Urtheil überhaupt kein Gewicht zu legen iſt. 
(Sehr richtig!) Die große Naſſe der intelligenten Leute Hannovers 
erkennt alſo an, daß die Provinz von der preußiſchen Regierung mit 
Rückſicht und Wohlwollen behandelt wird, und das zu konſtatiren iſt 
nöthig, wenn man ſolche Aeußerungen hört, wie ſie eben der Abg. 
Brüel gethan hat. (Beifall rechts.) > | 
Abg. Knörcke: Der Oberpräſident von Hannover hat alle 
Standesbeamten angewieſen, bei Anmeldungen von Geburten die An⸗ 
meldenden darauf aufmerkſam zu machen, daß die Angabe der Namen 
erſt nach zwei Monaten zu erfolgen brauche. Dieſe Verfügung iſt eine 
indirekte Verletzung des Zivilſtandsgeſetzes, da dieſes die ſofortige An⸗ 


gebe der Namen als die Regel und die nachträgliche Angabe als die 
usnahme anſieht, während es jetzt umgekehrt ſein ſoll. Die Gefahr 
der Verfügung leuchtet ein, wenn man die Konſequenzen betrachtet, die 
das Konſiſtorium daraus gezogen hat, und die 8 der Geiſtlichen 
in allen Provinzen für den Erlaß gleicher auf Vereitelung des Zivil⸗ 
he Gi abzielenden Beſtimmungen. 

Miniſter Graf Eulenburg: Die Angabe der Vornamen darf 
ee ſowohl gleich bei der Anmeldung als auch nachträglich ge⸗ 
chehen. Viele Standesbeamten hatten nun eine Einwirkung dahin 
ausgeübt, daß die Vornamen ſogleich Gage würden, während die 
Leute wünſchten dies erſt nach der Taufe zu thun. Dem gegenüber 
wies die Verfügung des Oberpräſidenten die Standesbeamten auf das 
Recht hin, das den Anmeldenden zur Seite ſteht. Etwas Ungeſetzliches 
liegt alſo in dieſer Verfügung nicht. 

Zu demſelben Etat beantragt Abg. v. Minnigerode in 
Kapitel 4 „für unvorhergeſehene Ausgaben“ die von der Regierung 
verlangten 1,200,000 M. zu bewilligen, von denen in zweiter Leſung 
200,000 M. abgeſtrichen ſind, weil der Abſtrich nur formale Bedeutung 
habe, da die Regierung bei eintretendem dringenden Bedürfniß Etats⸗ 
überſchreitungen machen könne. 4 

Abg. Rickert: Der Antrag hat allerdings weder eine prinzipielle 
noch eine le d Wir haben ſeit 1868 immer die 
1,200,000 A die Regierung hat ſie aber nicht gebraucht, 
ſondern ſogar noch Erſparniſſe gemacht. Alle Parteien empfahlen den 
Mitgliedern der Budgetkommiſſion, als ſie ſie in dieſelbe ſchickten, 
möglichſt viel zu ſparen. Wenn nun von den Dutzend Erſparniſſen, 
die wir mühſam zu Wege gebracht, der größte Theil hier wieder be⸗ 
ſeitigt wird, wozu war denn dann die ganze Arbeit der Budget⸗ 
en (ai? Die 3 

Der Finanzminiſter: Die Frage iſt nicht blos eine finanz⸗ 
techniſche; die pregierung legt den größten Werth auf die ge 
der 200,000 M. Bei den im Allgemeinen schie Verhältniſſen 
dieſes Jahres ſind in verſchiedenen Provinzen Nothſtände zu erwarten, 
die ſich möglicherweiſe dadurch verſchärfen, daß wir mit Ausgaben zur 
Abhülfe derſelben zögern, weil wir nicht wiſſen, ob wir ſie machen 
dürfen. Sie können doch nicht wünſchen, daß wir von vornherein auf 
Etatsüberſchreitungen hinarbeiten. 

Abg. Stengel befürwortet den Antrag v. Minnigerode's, weil 
die jetzigen außergewöhnlichen Verhältniſſe größere unvorhergeſehene 
1 7 . machten. 

Abg. Rickert: Mit dem Argument, daß das Land keinen 
Schaden von Bewilligungen habe, die nicht gebraucht werden, könnte 
man es rechtfertigen, jeden Poſten um Millionen über den Bedarf zu 
erhöhen. Wir haben aber den Grundſatz, alle Titel möglichſt knapp zu 
bemeſſen. Das Recht zu unvorhergeſehenen Ausgaben für den Fall 
beſonderer Nothſtände wird dadurch nicht berührt; vielmehr iſt 
die Regierung verpflichtet, ſolche, wenn ſie erforderlich ſind, zu machen, 
aber auch vor uns zu rechtfertigen. Das will ich, und das wollte auch 
die elei (e Die R 

Der Finanzminiſter: Die Regierung iſt ſich ſowohl ihrer 
Pflicht zur Ausgabe von außeretatsmäßigen Summen für Nothſtände, 
als auch ihrer Verantwortlichkeit für ſolche Ausgaben voll bewußt. 
Die anderen Ausgaben, die wir aus dieſem Fonds machen wollen, 
find noch nicht beſtimmt vorauszuſehen, aber ihre Nothwendigkeit iſt 
ſehr wahrſcheinlich. Die Bewilligung der 200,000 Mk. iſt darum drin⸗ 
gend nothwendig. 7 5 g 

Der Antrag v. Minnigerode wird angenommen. 

Beim Etat des Miniſterium des Innern, und zwar beim 
Gehalt des Miniſters, bringt Berger einen Fall der Beſtätigung 
eines Mannes als Bürgermeiſter zur Sprache, über den er nur ſeine 
höchſte Verwunderung äußern könne. Der Betreffende wurde aus dem 
Oſten nach dem Weſten verſetzt; er hatte in ſeinem früheren Wohn⸗ 
orte mit einer Vote si im Konkubingte gelebt, ſie aber als feine 
Frau ausgegeben; er heirathete ſie ſchließlich, aber nicht an ſeinem 
Wohnorte, ſondern in Berlin, wo er die unwahre Erklärung abgab, 
daß er bereits 10 Jahre in Berlin wohne. Seine geſchäftliche Quali⸗ 
fikation fer nicht beſſer, wie ſeine ſittliche. Er ſei bald mit dem Ma⸗ 
giſtrat und der Stadtverordneten⸗Verſammlung in Konflikt gekommen 
und ſchließlich ſei das Disziplinar⸗ Verfahren gegen ihn einge⸗ 
leitet worden. Redner glaubt, daß das Beſtätigungsrecht nicht 
blos dazu diene, um die politiſche Stellung der Kommunalbeamten, 
ſondern auch um ihre ſittliche und geſchäftliche Qualifikation zu prüfen. 

Miniſter Graf zu Eulenburg bedauert den vorgetragenen Fall 
lebhaft und giebt zu, daß bei der Beſtätigung auch die Zog he und ge⸗ 
ſchäftliche. Qualifikation der Kommunalbeamten geprüft werden müſſe. 
Der Miniſter wendet ſich darauf einem in zweiter Leſung vorgetragenen 
Falle zu. Der Abg. Bachem habe von dem Landrath zu Kempen mit⸗ 
getheilt, daß er den Herrn Thöneſſen aufgemuntert habe, ſich um die 
Bürgermeiſterſtelle in Heinsberg zu bewerben, und ihm auch ein gutes 
Zeugniß ausgeſtellt; nachher habe er auf Betreiben des Landraths in 
Heinsberg die geſchäftliche Qualifikation des Thöneſſen in Abrede ge⸗ 
ſtellt. Der Abg, Bachem warf dem Landrathe in Kempen in Folge 
deſſen eine zweideutige Haltung vor und führte die Nichtbeſtätigun 
des Thöneſſen auf deſſen Stellung im Kulturkampfe zurück. Es it 
ausdrücklich anerkannt worden, daß gegen die kirchenpolitiſche Stellung 
des Thöneſſen nichts einzuwenden ſei; nur ſeine geſchäftliche Qualifi⸗ 
kation wurde in Zweifel geſtellt. Das Zeugniß des kempener Land⸗ 
raths lautete, daß Thöneſſen ein geſellſchaftlich gebildeter, anſtändiger 
und ſolider Mann ſei. Von ſeiner geſchäftlichen Qualifikation war in 
dem Zeugniß keine Rede. 

Abg. Knörcke bezeichnet den Erlaß des Oberpräſidenten von 
Hannover an die Standesbeamten als ungeſetzlich; er unterſtütze nur 
eine Agitation gegen das Zivilſtandsgeſetz. 

Miniſter Graf Eulenburg kann die Ungeſetzlichkeit des Er⸗ 
laſſes in keiner Weiſe anerkennen. 

„Abg. Rickert bringt noch einmal den Erlaß des Regierungs⸗ 
Präſidenten in Poſen vom 1. November 1879 zur Sprache, in welchem 
er die ihm untergeordneten Organe anweiſt, ſämmtliche amtlichen 
Bekanntmachungen der „Poſener Zeitung“ zu entziehen und dem 
„Poſener Tageblatt“ zuzuwenden in der Abſicht, demſelben mehr 
Abonnenten zu verſchaffen. Der Miniſter des Innern war bei der 
betreffenden Diskuſſion in der zweiten Etatsberathung nicht anweſend 
und der damals anweſende, aber nicht genügend informirte Finanz⸗ 
miniſter ſtellte eine beſtimmte Auskunft für die dritte Leſung in 
Ausſicht. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Ueber die Frage des amtli⸗ 
chen Inſeratenweſens it in dieſer Seſſion vielfach verhandelt worden, 
nicht bloß bei der vom Abg. Rickert angedeuteten Gelegenheit. Der 


Eiere deier über ii Angelegenheit iſt verlejen worden. 
Si ſchicke voraus, daß es meines Erachtens unentbehrlich ift, daß über die 
rt und Weiſe, wie amtliche Bekanntmachungen publizirt werden und 
welche Kategorien von Blättern in Betracht gezogen werden ſollen, 
allgemeine Vorſchriften erlaſſen werden gien, wenn nicht eine allge⸗ 
meine Verwirrung entſtehen ſoll. Man hat zunächſt wü alle Be⸗ 
kanntmachungen nur in den amtlichen Blättern zu liziren. Weil 
es aber nicht die genügende Anzahl amtlicher Blätter gab, ſo kam 
man 1874 zu dem Beſchluſſe, den ich bereits erwähnt habe. Alle Be⸗ 
kanntmachungen, ſoweit nicht geſetzliche oder ſtatutariſche Vorſchriften 
vorliegen, ſollen im Reichs⸗ und Staatsanzeiger, in den Nadi ahl 
blättern und in den ee ER veröffentlicht werden. Die Wahl 
des Organs end! davon ab, für welchen Bezirk eine Bekanntmachung 
gelten joll. Es bleibt aber dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Behörden 
uberlaſſen, auc der Bekanntmachung die Inſertion außer in 
den amtlichen Blättern auch in Privatzeitungen zu veranlaſſen. 
iſt jedoch bei dieſer Sn darauf zu halten, daß offenkundig reichs⸗ 
und preußenfeindliche Blätter und Blätter entſchieden oppoſitioneller 
Richtung bei den Inſertionen grundſätzlich ausgeſchloſſen bleiben. Nach 
dieſen Grundſagen wird verfahren. Es iſt nun behauptet worden, es ſei 
eine Verpflichtung der Staatsregierung, lediglich nach der Verbreitung 
der Blätter die Annoncen zu vergeben. Die Staatsregierung glaubt 
dieſe Auffaſſung nicht theilen zu dürfen. Wir haben vielfach erfahren, 
daß wir Blätter von einer Haltung haben, denen unmöglich die In⸗ 
ſerate zugewendet werden können. Ich erinnere an die Zeit, aus der 
der Miniſterialbeſchluß ſtammt an die ſozialiſtiſche Preſſe, an die Blätter 
der Partei, welche die Zugehörigkeit derjenigen, welche ſie zu vertreten 
meinen, zum preußiſchen Staate negirte, die Exiſtenzberechtigung des 
Staates und Reiches tagtäglich anfocht und die Vertreter des Staates 
und des Reiches täglich mit den gröbſten Schmähungen überhäufte. 
Es widerſpricht der Würde der Regierung, in denſelben Zeitungen, in 
welchen dieſe Tendenzen verfolgt werden, auf der nächſten Seite amt⸗ 
liche Bekanntmachungen zu veröffentlichen. Bei der Anwendung dieſer 
allgemeinen Grundſätze muß die größte Vorſicht gebraucht werden. 
Grundſätzlich ausgeſchloſſen ſind die Zeitungen entſchieden oppoſitionel⸗ 
ler Richtung. Die Entſchiedenheit in der Oppoſition kann "ch nach 
wei Richtungen zeigen: ſie kann einmal der Sache nach entſchieden 
Fein und über das Maß hinausgehen, welches eine Gemeinſchaft mit 
der Behörde geſtattet. Aber auch in der Form und Haltung lann ſich 
die Entſchiedenheit der Oppoſition bekunden. Und dieſes letztere vm bei 
der „Poſener Zeitung“ der Fall geweſen. Sie werden es mir erlaſſen, 
einzelne Artikel vorzuleſen, aber ich ſtelle Jedem, der ſich dafür intereſ⸗ 
firt, den letzten Jahrgang der „Poſener Zeitung“ zur Verfügung. Es 
war ein Ton eingeriſſen, der über die Grenze des Erlaubten hinaus⸗ 
ging. Auf Grund der Haltung der „Poſener Zeitung“ trat die Erwä⸗ 
ung ein, ob man der Zeitung die Inſerate noch länger zuwenden 
önnte. Die poſener Behörden entſchieden ſich dagegen. Die Bezuks⸗ 
regierungen beſtimmen auf Grund geſetzlicher Vorſchriften, in welchen 
Blättern die Bekanntmachungen erfolgen werden; die Poſener Regie⸗ 
rung hat dafür das „Poſener Tageblatt“ in Ausſicht genommen, und 
ich habe kein Recht, dagegen einzuſchreiten. Die Regierung iſt aber 
noch weiter gegangen und hat die Behörden in der Provinz angewie⸗ 
ſen, amtliche nen der „Poſener Zeitung“ nur noch in 
ganz beſonderen Ausnahmefällen zuzuweiſen. Ich habe, um dieſer An⸗ 
elegenbeit die Schärfe zu nehmen, veranlaßt, daß die Behörden in dem 
inne mit Anweiſungen verſehen werden, daß, ſoweit es nach ihrem 
pflichtmäßigem Ermeſſen nothwendig iſt, im Intereſſe der Verbreitung 
ſie auch ferner bis auf Weiteres befugt ſein ſollen, amtliche Belannt⸗ 
machungen in der „Poſener Zeitung“ zu inſeriren. Das iſt Alles, was 
ich habe thun können. — e 5 
Abg. Richter: Der Fall iſt wegen feiner prinzipiellen Bedeu⸗ 
tung zur Sprache gebracht worden. Wir hatten erwartet, daß das 
Staatsminiſterium ſich über eine n des Staatsminiſterialbe⸗ 
ſchluſſes von 1874 ſchlüſſig machen werde. Entſcheidend iſt an dieſem 
Beſchluſſe, daß alle Zeitungen „entſchieden oppoſitioneller Richtung 
rundſätzlich bei der Zuwendung von Inſeraten zu vermeiden 
ind.“ Der Miniſter gab davon eine Auslegung, die mit dem Wort⸗ 
laute nicht ſtimmt; er wollte nur ſolche Zeitungen ausſchließen, die die 
Zugehörigkeit zum Reiche negiren, alle öffentlichen Organe bekämpfen, 
alſo contra bonos mores verſtoßen, dem öffentlichen Anſtandsgefühl 
widerſprechen. In keinem Falle iſt eine Klage darüber geführt worden, 
daß einem ſolchen Blatte die Inſerate entzogen worden ſind. Der 
Miniſter hat dann von der Form in der Oppoſition geſprochen. Ich 
weiß nicht, welche Form und Haltung da als normal angeſehen wird. 
Wenn ich mir die Form und Haltung mehrerer der Regierung nahe 
ſtehender Zeitungen, der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ und der 
„Poſt“ ansehe, jo weiß ich nicht, wie man irgend einem oppoſitionellen 
Blatte Inſerate vorenthalten will; denn dieſe Blätter ſind durchweg 
nach Form und Haltung beſſer als die der Regierung ſo unmittelbar 
naheſtehenden Organe. Ein Erlaß des Kriegsminiſters theilt dem 
kommandirenden General des 1. Armeecorps dieſen Staatsminiſterial⸗ 
beſchluß mit; das Generalkommando verfügt weiter an die Truppen⸗ 
kommandos und bezeichnet als ſolche zu vermeidende Zeitungen auf 
Grund einer Mittheilung des Oberpräfidenten von Oſtpreußen die 
„Königsberger freie Preſſe“, die „Königsberger Hartungſche Zeitung“, 
das „Memeler Dampfboot“, die „Tilſiter Zeitung“, das „Tilſiter ge 
meinnützige Wochenblatt“, die „Inſterburger Zeitung“, den „Bürger: 
und Bauernfreund“, die „Bartenſteiner Zeitung“, und die „Ermelländiſche 
Zeitung” in Braunsberg. Damit iſt die ganze ſelbſtſtändige Preſſe der 
Provinz Oſtpreußen von der Zuwendung amtlicher Inſerate ausge⸗ 
ſchloſſen und es bleiben nur noch die Kreisbtätter und zwei oder drei 
Reptilienblätter. Ich wundere mich, daß ſich der Oberpräſident 
von Horn dazu hergiebt. (Unruhe rechts.) Es muß doch eine Grenze 
geben, wie weit ein Beamter in ſolchen Dingen gehen kann. Ich 
nehme an, daß der Oberpräſident von Horn nicht geneigt iſt, mehr zu 
thun, als er in dieſen Dingen unbedingt thun muß. Wenn er alſo 
den Staatsminiſterialbeſchluß jo auslegen zu müſſen glaubt, daß die 
ganze ſelbſtſtändige Preſſe ausgeſchloſſen wird, dann zeigt das. wohin 
ein ſolcher Staatsminiſterialbeſchluß führt; er führt dahin, daß die 
öffentlichen Gelder benutzt werden, um eine Parteipreſſe zu erzielen. mit 
einem Wort, es iſt ein kraſſes Beiſpiel einer einſeitigen Parteiregierung, 
ein Beiſpiel der Verwendung öffentlicher Gelder zu konſervativen Partei⸗ 
zwecken. (Widerſpruch rechts.) we 
Abg. v. Minnigerode: Ich hätte gewünſcht, daß ausdrück⸗ 
lich die ganze Preſſe der Fortſchrittspartei ausgeſchloſſen worden wäre. 
ch freue mich, daß der Oberpräſident von Horn ſich jo offen darüber 
ausgeſprochen hat. In Elbing begünſtigen die Gerichte die weniger 
verbreitete Zeitung gegenüber der die achtfache Zahl von Abonnenten 
beſitzenden Zeitung ` es liegt darin eine eklatante Schädigung des Pur 
blikums. Es handelt ſich hier um eine fortſchrittliche und eine konſer⸗ 
vative Zeitung, um die „Elbinger“ und die „Altpreußiſche Zeitung“. 
Den ene erſcheint der Poſener Fall als ganz harmlos. 
bg: Kantak beklagt, daß die polniſchen Blätter bei Annoncen 
grundſätzlich übergangen würden e H 
Abg. Rickert: Mit der Auseinanderſetzung des Miniſters des 
Innern in Bezug auf den Staatsminiſterialerlaß kann ich die Sache 
nicht als erledigt anſehen. Wenn die Sache ſo geſtellt wird, daß die 
Regierungen beſtimmen, welche Zeitungen entſchieden oppoſitionell ſind, 
8 kommen wir zweifellos dahin, daß bei einem Regierungswechſel die 
Publikationsorgane gewechſelt werden; das führt zu dem amerikaniſchen 
Syſtem und vor ſolchen Schwankungen müſſen wir uns hüten. Ich 
Hoffe, wir werden, wenn nicht in dieſer, jo doch in der nächſten Seſſion 
mit dem Miniſterium beer aus Anlaß eines Antrages, der ein⸗ 
gebracht werden muß. Die Verhältniſſe haben ſich ſeit 1875 geändert 
und der Staatsminiſterialbeſchluß kann nicht aufrecht erhalten werden, 
um ſo weniger, als er den Juſtizminiſter den neuen Juſtizgeſetzen 
Bee in eine unerträgliche Lage bringt. Den Sprung, den der 
g. v. Minnigerode in ſeiner Deduktion machte, kann ich nicht be⸗ 
greifen. Er findet eine Schädigung des Publikums darin, daß eine 
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neſſen. 


keine anderen als kirchenpolitiſche Motive maßgebend waren, in dritter 
Leſung nicht zurücknehmen, beſonders nicht angeſichts des Falles Thö⸗ 


Das am 4. März 1879 ausgeſtellte Zeugniß des Bürgermeiſters 
Scherer, bei dem Thöneſſen gearbeitet, ſei um ſo unverbächtiger, als 
Scherer derjenige Tei, der ſich um das Zuſtandekommen des Vertrages 
zwiſchen Staat und Stadtgemeinde Kempen über das dortige, von einem 
altkatholiſchen Direktor geleitete Gymnaſium beſonders verdient gemacht 
hat. Das nämliche Zeugniß, wie am 4. März 1879, habe Bürger⸗ 
meiſter Scherer dem Thöneſſen auch behufs feiner Bewerbung um den 
Bürgermeiſterpoſten in Heinsberg ausgeſtellt. Der Landrath von Kem⸗ 
pen aber habe ſich dem Thöneſſen gegenüber anders als der Regierung 
zu Aachen gegenüber geäußert und ſich dadurch einer bedauerlichen 
Doppelzüngigkeit ſchuldig gemacht, die um ſo gravirender ſei, als der 
Landrath den Thöneſſen wiederholt zur Betreibung der Kandidatur 
aufgefordert und Bürgermeiſter Scherer hinterher verſucht habe — wie 
Redners Gewährsmann verſichert —, das dem Thöneſſen günſtige 
Zeugniß aus der Welt zu ſchaffen. 

Der Miniſter des Innern: Der Landrath von Kempen 

habe ausdrücklich hervorgehoben, daß gegen Thöneſſen in kirchenpoli⸗ 
tiſcher Beziehung nicht daß Geringſte zu erinnern ſei. Der dem Land⸗ 
rath gemachte Vorwurf der Doppelzüngigkeit wäre nur dann gerecht⸗ 
fertigt, wenn dieſer an zwei verſchiedenen Stellen verſchiedene Dinge 
behauptet hätte. Das ſei aber nicht der Fall. Der Landrath habe 
der Regierung zu Aachen berichtet, Thöneſſen ſei ein ſolider Mann, zur 
gu. Stelle aber nicht geeignet, dem Thöneſſen habe er bezeugt, daß er 
ihn für einen anſtändigen, brauchbaren Mann halte. Daß in dieſen 
Atteſten kein Widerſpruch liege, habe der Abg. Bachem nicht aner⸗ 
kennen wollen und in Folge deſſen den Vorwurf gegen den Landrath 
nicht zurückgenommen, ein Verfahren, veſſen Beurtheilung er dem 
Hauſe überlaſſe. Die „Ermunterung“ des Thöneſſen zur Betreibung 
der Kandidatur durch den Landrath beſtehe nach des letzteren ausdrück⸗ 
licher Erklärung in folgendem: Der Landrath hat den Thöneſſen 
efannt und ſtand zu ihm in geſellſchaftlichen Beziehungen. Wenn 
eetzterer nun dem Landrath ſeine Hoffnungen oder Befürchtungen be: 
züglich der Kandidatur mittheilte, erwiderte dieſer: „Ich ſehe es gern, 
wenn junge Leute ein gewiſſes Streben zeigen; es iſt ja keine Schande, 
wenn Sie durchfallen.“ Das vom Abg. Bachem verleſene Zeugniß des 
Bürgermeiſters Scherer ſei übrigens gar nicht das zum Zwecke der 
Bewerbung ausgeſtellte, wie aus einem Schreiben des Bürgermeiſters 
an den Landrath erhelle. Darin erklärt Erſterer, das vom Abg. 
Bachem verleſene Zeugniß dreipiertel Jahr vor der Bewerbung Thö⸗ 
neſſens, noch während deſſen Beſchäftigung auf dem Bürgermeiſteramt, 
ausgeſtellt zu haben, und zwar habe ihm Thöneſſen das Zeugniß fer⸗ 
tig geſchrieben vorgelegt und auf ſein Bedenken, daß es doch etwas 
weitgehend ſei, erwidert, daß derartige Zeugniſſe in der Regel ſo aus⸗ 
geſtellt würden und er ſonſt gegen Andere zurückſtehen müßte. Darauf 
hin habe er es unterſchrieben, beklage aber ſeine Unvorſichtigkeit jetzt 
tief und bitte den Landrath und die vorgeſetzten Behörden um milde 
Beurtheilung. Das Haus könne daraus erſehen, welches Gewicht auf 
dieſes Zeugniß zu legen ſei. (Beifall.) ? N 

Abg. Hammacher beantragt, die von der Budgetkommiſſion 
und in zweiter Leſung geſtrichene Poſition von 15,000 M. für einen 
Miniſterialdirektor im Miniſterium des Innern in dritter Leſung wieder 
einzustellen, nachdem die Regierung die dringende Nothwendigkeit 
dieſer Arbeitskraft überzeugend nachgewieſen. 7 . 

Abg. v. Benda giebt als Vorſitzender der Budget ommiſſion die 
Erklärung ab, daß er ſonſt der Wiederherſtellung in der Kommiſſion 
geſtrichener Poſitionen grundſätzlich entgegen ſei, in dieſem Falle aber 
ausnahmsweiſe zuſtimme, nachdem er ſich von der Größe und 
dem Va te der durch die Verwaltungsreform entſtandenen Arbeit 
überzeug N 

Abg. Köhler kommt nochmals auf die Verfügung des Ober⸗ 
präſidenten von Hannover zurück, welche die Standesbeamten anwies, 
die Leute darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie zur Angabe der Vor⸗ 
namen zwei Monate Zeit haben, und findet dieſe Verfügung dem 
Geiſte des Geſetzes zuwiderlaufend. Dem Geſetze zufolge dürfen ferner 
blos ſolche Perſonen, welche aus eigener Wiſſenſchaft die Namen ken⸗ 
nen, die Eintragung der Namen in die Standesamtsregiſter vermitteln. 
Dazu gehörten aber die Geiſtlichen und die Küſter nicht. 

Beim Etat der Verliner Polizeiverwaltung hält Zimmermann 
(Berlin) gegen die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ ſeine bei der 
weiten Leſung vorgebrachten Beſchwerden aufrecht und ſtellt die 
W Polizeiverwaltung nach wie vor als Muſter für die un⸗ 
erige hin. SC i j K 

Bei Tit. 5 (Polizeiverwaltung in Stettin) erwähnt Schmidt 
(Stettin), daß die Stettiner Polizeidirektion einer Anzahl gerade der 
geleſenſten Blätter die amtlichen Publikationen entzogen habe, obgleich 
dieſe Blätter abſolut nicht im Verdacht einer reichsfeindlichen oder 
ſozialdemokratiſchen Geſinnung ſtänden. Die Stadt müſſe die Inſerate 
bezahlen, und der Magiſtrat und die Stadtverordneten hätten ſchon 
wiederholt um Remedur gebeten; er wolle dem Miniſter des Innern 
die Sache hiermit empfehlen. d 

Bei Kap. 94 Tit. 1 (Landgensdarmerie) bedauert Abg. von 
Hammerſtein, daß die in der zweiten Leſung gegen die Gens⸗ 
darmerie erhobenen Vorwürfe vom e nge aus auffallend 
ſchwach zurückgewieſen worden ſeien. Die Angriffe entbehrten faſt 
durchgängig der thatſächlichen Begründung. Es ſei unrichtig, daß die 
Ofſtziere an die Gensdarmen zu ſtrenge militärische Anſprüche machten 
und gewiſſermaßen Gamaſchendienſt übten. Die militäriſche Organi⸗ 
ſation der Landgensdarmerie müſſe aufrecht erhalten bleiben, denn 
ſonſt würde man ſehr bald zu den rothnaſigen Erſcheinungen der 
Stadtſoldaten gelangen. Unbegründet ſei auch die Behauptung, daß 
die Gensdarmen wegen kleiner Fehler oder zu ſtarker Taille frühzeitig 
penſionirt würden. Er habe ſelbſt 1 gemacht und könne 
nachweiſen, daß 850 Mann im Dienſt ſeien, die mehr als einen Meter 
Taillenumfang hätten. ( Heiterkeit.) Eine große Zahl werde erſt zwi⸗ 
ſchen dem vierzigſten und ſechszigſten Lebensjahre penſionirt. 

Hierauf wird der Etat des Miniſteriums des Innern ohne 
We e nach den Beſchlüſſen der zweiten Leſung ge⸗ 
nehmigt. 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt hält den Moment nach. Schluß 
der Berathung des Etats der Finanzverwaltung und des Miniſteriums 
des Innern für geeignet, um folgende Erklärung abzugeben: „Um 
Mißdeutungen vorzubeugen, die aus dem Umſtande entſtehen könnten, 
daß der Abg. Dr. Brüel Hospitant der Zentrumsfraktion iſt, 
habe ich Namens meiner Partei zu erklären, daß diejenigen Aeußerun⸗ 
gen in der Rede des Abg. Brüel, welche vorzugsweiſe das Mißfallen 
des hohen Hauſes erregt haben, uns durchaus unerwartet und 
I unſerem Bedauern gefallen ſind und ſelbſtverſtändlich in ihrem In⸗ 

alte von uns nicht getheilt werden.“ (Beifall.) 

Es folgt der Etat der landwirthſchaftlichen Verwaltung. Bei 
Kap. 102 Tit. 4 (Pomologiſche Inſtitute in Proskau und Geſſenbeim) 
ſucht der Abg. Thilenius die Ausſtellungen zu widerlegen, welche 
der Abg. Berger in zweiter Leſung betreffs der Verhältniſſe am pomo⸗ 
logiſchen Inſtitute in Geiſenheim gemacht hatte. Redner iſt in ſeinen 
näheren Ausführungen auf der Journaliſten⸗Tribüne nicht ver⸗ 
ſtändlich. d ` 

Die Erörterungen über die Ver⸗ 


Miniſter Dr. Lucius: 


e e KE And u... er 


hältniſſe in Geiſenheim, die bei der zweiten Leſung in gewiß 
wohlwollender Weiſe gemacht worden ſind, h zu einer Zei⸗ 
Sai und unerquicklichen Streitigkeiten Veranlaſſung gegeben. 
Die Kritik des Abg. Berger war allerdings nur inſofern tigt, als 
die Anſtalt in Folge des häufigen Perſonalwechſels und anderer Um⸗ 
ſtände nicht die erwartete Entwickelung genommen hat. Ich habe 
ſchon damals erklärt, daß ich die Verhältniſſe des Inſtituts näher 
unterſuchen würde: ich kann jetzt verſichern, daß das bisherige Kura⸗ 
torium keine Schuld trifft, es hat eher einen zu geringen Einfluß, als 
einen zu großen ausgeübt. Der Einfluß des Herrn v. Lade könnte 
übrigens nur ein förderlicher geweſen ſein. ER 

Abg. Berger: Weder die Ausführungen des Miniſters, noch 
des Abg, Thilenius haben mich überzeugen können, daß ich bei der 
eg Leſung einen Irrthum oder eine Uebereilung begangen hätte. 
Meine Mittheilungen ſtammten aus ſehr zuverläſſiger Quelle. Es 
iſt die SECH Anficht, daß Herr von Lade Schuld daran ift, 
daß das Inſtitut nach Geiſenheim, einem ganz ungeeigneten Orte, 
und dem Gutachten der Kommunalvertretun 
hrt r pff Stelle gekommen iſt. äufigen Perſonalwechſel 
ührt die öffentliche Meinung auch auf den Herrn v. Lade zurück. 

„Bei Tit. 11 frägt Abg. Rickert an, ob die Regulirung der 
Weichſel und age durch ein neuerdings ergangenes Gutachten der 
techniſchen Ober⸗Baudirektion des landwirthſchaftlichen Miniſteriums, 
welches ſich gegen das bisherige Projekt ausſpricht, aufgehalten wer⸗ 
den würde. In den betheiligten Gegenden herrſche große Beunruhi⸗ 
gung, daß dieſes Gutachten für die weiteren Entſchließungen der Regie⸗ 
rung maßgebend ſein werde. É 

Miniſter Dr. Lucius erklärt, die Bedeutung des in Rede ſtehen⸗ 
den Projektes erfordere eine ſehr gründliche Prüfung. Die Schwierig⸗ 
keiten ſeien alle bis auf eine beſeitigt, ob es bei Durchführung des 
Projektes möglich ſein würde, das Pillauer Tief zu erhalten. Er könne 
zur Zeit nur die thunlichſte Beſchleunigung der Sache bei Beobachtung 
der gebotenen Vorſicht verſprechen. R 3 ? 

_  Sierouf werden ohne weitere Diskuſſton die Etats der landwirth⸗ 
ſchafklichen und Geſtütsverwaltung genehmigt. . 

Abg. Rickert lenkt die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf die Ver⸗ 
ordnung des Kultusmmiſters vom 21. Januar d. J., betreffend die 
deutſche Orthographie auf den Schulen. Die bairiſche Verordnung ſei 
von der preußiſchen abweichend. eine einheitliche Regelung dieſes (e 
bietes aber dringend wünſchenswerth. Er richtet deshalb an den Mi⸗ 
niſter die Frage, ob er zur Erreichung dieſes Zieles Verhandlungen 
mit den übrigen deutſchen Bundesregierungen angeknüpft habe. 

Geh. Rath Bonitz: Dieſe Frage wurde 1872 angeregt auf einer 
Delegirtenverſammlung deutſcher Staaten in Dresden und führte zu 
einer Konferenz in Berlin, für welche Prof. v. Raumer die Vorlage 
ausgearbeitet hatte. Auf dieſer Konferenz geriethen die Gegenſätze der 
phonetiſchen und hiſtoriſchen Schreibweiſe ſo ſchroff an einander, daß 
eine konſtante und imponirende Majorität für eine einheitliche deutſche 
Rechtſchreibung nicht zu Stande kam. Thatſächlich hat aber dennoch 
die Schreibweiſe der Raumer'ſchen Vorlage die weiteſte Verbreitung 
gefunden. Auf ihr baſiren die bairiſche und die preußiſche Verordnung, 
welche nur unweſentlich von einander abweichen. Die ganze Differenz 
beſchränkt ſich auf etwa vier ſelten vorkommende deutſche und einige 
Fremdwörter, bei denen es zweifelhaft ift, ob deren Schreibung mit 
unſeren Lautzeichen bereits durchgedrungen iſt. So ſchreibt man in 
Baiern Defizit mit einem e, bei uns mit einem z oder c, wie der letzte 
Kladderadatſch recht nett hervorhob. Der Profeſſor Daniel Sanders 
in Mecklenburg polemiſirt zwar in der „Augsburger Allgemeinen Zei⸗ 
tung“ gegen dieſe Verordnungen, aber feine zahlreichen orthographi⸗ 
ſchen Bücher find von keiner höheren preußiſchen Schule mittelſt ihres 
freien Vorſchlagsrechts jemals zur Einführung empfohlen worden. Eine 
Verhandlung mit den anderen deutſchen Bundesſtagten war durch die 
batriſche Regierung ausgeſchloſſen, da von einer zweiten Konferenz keine 
beſſeren Reſultate zu erwarten waren, als von der erſten. Die einheit⸗ 
liche Schreibweiſe der beiden Verordnungen wird naturgemäß ſich wei⸗ 
ter ausdehnen. g 

Abg. Virchow bemängelt die Inkonſequenz, daß man nach der 
neueren Orthographie wohl Thon und Ton, nicht aber Thau und 
Tau unterſcheide. Ferner ſei die Schreibweiſe „ieren“ ſtatt „iren“ als 
Endſilbe in Fremdwörtern, wie regieren ꝛc., unrationell, unnöthig 
und läſtig. — r 

Bei der Poſition der „Kreisſchulinſpektoren“ tadelt es Abg. 
Rickert, daß die etatsmäßigen Reiſediäten dieſer Beamten um 
200 bis 300 Mark jährlich gekürzt werden. Dadurch könnten dieſelben 
ihrer Amtspflicht nicht vollſtändig genügen. 5 
Geh. Rath Raffel bemerkt dagegen, daß im Gegentheil nament⸗ 
lich in den öſtlichen Provinzen die etatsmäßigen Durchſchnittsſätze der 
Reiſekoſtenvergütung für die Kreisſchulinſpektoren um 24.000 Mark 
überſchritten ſei und daß man eine weitere Erhöhung derſelben er⸗ 
wägen werde. Zei 

Beim Etatsgeſetz wird unter Zuſtimmung des Miniſters 
eee ein Antrag Virchow's angenommen, welcher 
beſtimmt, daß die Spezialetats für die neu angekauften Privatbahn 
auch der Oberrechnungskammer als Grundlage für die Prüfung der 
Rechnungen dieſer Eiſenbahnen für das Jahr vom 1. April 1880.8 
dienen ſollen. S N 

Im Anleihegeſetz wird der Betrag in Folge der heutige 
Beſchlüſſe von 37,500,000 auf 37,700,000 M. erhöht. d 

Nach Beendigung der geſammten Spezialdiskuſſion wird der Etat 
pro 1880—81 in Einnahme und Ausgabe auf 799,200, 580,50 M. feſt⸗ 
geſtellt. Die ordentlichen Ausgaben betragen 760, 438,930,350 und die 
einmaligen und außerordentlichen 38,761,650 M. - 

Dieſer Etat nebit dem, Etats⸗ und Anleihegeſetz wird im Ganzen 
definitiv faſt einſtimmig angenommen. 

Schluß 31 Uhr. Naächſte Sitzung: Dienſtag, 11 Uhr. 
(Kleinere Vorlagen. Man erwartet morgen eine Vorlage, welche de 
Landtag bis zu einer Nachſeſſion vertagt, die zwei Tage nach d 
Schluß der Reichstagsſeſſion beginnen ſoll.) 


entgegen, an die un⸗ 


LH 

Dort Reichenſperger (Olpe), Frhr. v. Schorlemer⸗Alſt, Graf Balle 
Graf Bernſtorff, Graf v. Biſſingen⸗Nippenburg, Frhr. v. Aretin (Ing 
ſtadt), Lender und Freitag; als Schriftführer Bernards und Grüte 
und als Schatzmeiſter Dr. Bock. Neu eingetreten in die Fraktion 
die Abgg. Dr. v. Papius und Frhr. v. Schorlemer⸗Vehr. 


Briefe und Zeitungsberichle. 
C: Berlin, 16. Febr. [Verhandlung über di 
auswärtige Politik. — Tabaks monopol. 
Aus der national⸗liberalen Partei. — Inſe 
ratenſteuer.] Die Ankündigungen eines hieſigen liber 
Blattes, wonach der Reichskanzler in der Sitzung des Reichs 
am Mittwoch nähere Aufklärungen über den Stand der au 
wärtigen Politik Deutſchlands geben wolle, ſind mit ſo gro 
Beſtimmtheit aufgetreten, daß man in parlamentariſchen Kreif 
annimmt, fie beruhten auf einer mehr oder minder direkten 
formation. Hiermit ſcheint auch übereinzuſtimmen, daß die 
des zweiten Vizepräſidenten, welche urſprünglich am t 
ftattfinden ſollte, bis Donnerstag verſchoben wird. Wär 
dabei geblieben, daß ſie am Mittwoch vorgenommen wür 


Wen 


jo wäre, da die Sitzung erh nach 1 Uhr beginnt, 
ſchwerlich Zeit zu einer großen Verhandlung geblieben. 


Es ſieht in der That alſo danach aus, als ob eine wichtige Rede 
des Reichskanzlers zu erwarten wäre. Im Zuſammenhang da⸗ 
mit ſteht, was man ſich über die Geſchichte des auf die auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten bezüglichen Paſſus der Reichstagseröffnung 
erzählt, und was wir wiedergeben, ohne dafür eine Bürgſchaft 
übernehmen zu wollen. Danach hätte Fürſt Bismarck beabſich⸗ 
tigt, in der Thronrede einen Satz einzufügen, der die beſondere 
Intimität der Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Defterreich kon⸗ 
ſtatirt hätten. An einer Stelle aber, an welcher man nach wie vor 
die ruſſiſche Empfindlichkeit zu ſchonen wünſcht, wäre dieſe Abſicht 
auf Widerſtand geſtoßen, und insbeſondere darum, weil dieſe Dif⸗ 
ferenz unausgeglichen blieb, hätte der Kaiſer die vorher von ihm 
beabſichtigte Eröffnung des Reichstags unterlaſſen. Fürſt Bis⸗ 
marck, ſo heißt es weiter, wolle nun, während es ſonſt keines⸗ 
wegs zu ſeinen regelmäßigen Gewohnheiten gehört, zur Eröffnung 
der Etatsberathungen auswärtige Angelegenheiten zu erörtern, 
nachholen, was nach ſeiner Auffaſſung in der Thronrede ver⸗ 
ſäumt worden iſt. Möglicher Weiſe giebt ihm dazu irgend eine 
Anfrage, vielleich auch das Erſtaunen Anlaß, welches in Wiener 
Blättern und in aus Wien datirten Korreſpondenzen hieſiger 
Zeitungen über das Schweigen der Thronrede betreffs der Wie⸗ 
ner Verabredungen laut geworden iſt. — Die „Nationallib. 
Korreſpondenz“ hat vor einigen Tagen eines Gerüchts Erwäh⸗ 
nung gethan, wonach der Reichskanzler trotz Allem, was in den 
letzten Jahren gegen die Einführung des Tabaksmonopols 
geltend gemacht worden, nunmehr doch auf dieſen ſeinen Lieb⸗ 
lingsplan zurückkommen wolle. Man hat ein Dementi dieſer 
Gerüchte mit umſomehr Spannung erwartet, da dieſelben in der 
That an Stellen Glauben gefunden haben, wo man nicht allzu 


leichtgläubig iſt, und es macht deshalb großes Aufſehen, 
daß bis heute die offiziöſe Preſſe vollſtändig ſchweigt. 
Man muß ſonach wohl annehmen, das mindeſtens er⸗ 


neute Erwägungen betreffs der Einführung des Tabaksmonopols 
ſtattfanden. — Hervorragende Mitglieder der national⸗ 
liberalen Fraktion des Reichstags ſcheinen 
entſchloſſen zu ſein, ein neues militäriſches Septennat nicht zu 
bewilligen, ebenſo wenig das Sozialiſtengeſetz auf ſo lange Zeit, 
wie die Regierung es beabſichtigt, zu verlängern, und ferner, 
neue Steuern nicht zu bewilligen, nachdem hinſichtlich des Ver⸗ 
ſprechens von Steuererleichterungen üble Erfahrungen gemacht 
worden, zu welchen letzteren auch das Bemühen der Kon⸗ 
fervativen im Abgeordnetenhauſe gerechnet werden muß, 
das Zuſtandekommen des ſogen. Verwendungs⸗Geſetzes zu 
vereiteln. Es fragt ſich nun, ob die geſammte national⸗ 
liberale Partei ſich zu einer ähnlichen Haltung entſchließen 
wird. In dieſem Falle wäre die Einigkeit der Partei, von der 
jetzt ſoviel die Rede iſt, nicht nur thatſächlich bewieſen, ſondern 
ſie erhielte auch einen politiſch ſehr bedeutſamen Charakter — 
während man allgemeinen Verſicherungen von Einigkeit und Zu⸗ 
ſammenhalten, wobei aber nicht geſagt wird, worüber man 
denn eigentlich einig iſt, politiſchen Werth unmöglich beilegen 
kann. — Die Nachricht, daß im Bundesrathe von der Abſicht, 
eine Inſeratenſteuer dem Reichstage vorzuſchlagen, ge: 
ſprochen worden, iſt offiziös mit großem Nachdruck dementirt 
worden. Es ſei, ſo wird behauptet, in Regierungs⸗ 
kreiſen von einem ſolchen Plane überhaupt nicht 
die Rede geweſen. Indeß gleichzeitig mit unſerer bezüglichen 
Mittheilung wurde auch in einer bekannten Zeitungskorreſpon⸗ 
denz eines hervorragenden Mitgliedes der Fortſchrittspartei die 
Abſicht der Regierung, eine Inſeratenſteuer vorzuſchlagen, er⸗ 
wähnt. Zum Mindeſten beweiſt dies, daß man in verſchiedenen 
politiſchen Lagern auf ein ſolches Steuerprojekt vorbereitet war, 
und es iſt nicht wahrſcheinlich, daß dies ohne jeden thatſächlichen 
Anhalt ſich ſo ſollte verhalten haben. Die offiziöſen Blätter 
erklären manchmal, von irgend einem Plane ſei nicht die Rede 
geweſen, wenn ſie eigentlich ſagen wollen, er ſei aufgegeben 
worden. 


A RE: 
Vocales und Provinzielles, 
Poſen, 17. Februar. 

r. Der Poſener Kreditverein ſetzte in ſeiner geſtrigen General⸗ 
verſammlung die Dividende pro 1879 auf 6 pCt. feſt. Der Reinge⸗ 
winn hat 10,487 Mk., der Kaſſenumſatz in Einnahme und Ausgabe 
3,235,157 Mk. betragen. Näheren Bericht behalten wir uns vor. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Breslau, 16. Februar. Der „Breslauer Zeitung“ zu⸗ 
folge iſt es bei der diesmaligen Löhnung in der Scharley-Grube 
zu bedeutenden Exzeſſen gekommen. Das Zechenhaus wurde zer⸗ 
ſtört, die gewerkſchaftlichen Skripturen wurden vernichtet und die 
Beamten mißhandelt. Die Lohnkaſſe iſt abhanden gekommen. 
Zur Herſtellung der Ruhe mußte Militär requirirt werden. 

München, 16. Febr. [Abgeordnetenkammer.] 
Bei der heutigen Berathung der Branntweinſteuervorlage er⸗ 
klärte der Finanzminiſter, der Geſetzentwurf habe lediglich den 
Zweck, die inneren, finanziellen und wirthſchaftlichen Verhältniſſe 
zu verbeſſern. Der Miniſter widerlegte ſodann die Behauptung, 
daß die kleineren Brennereien nicht mehr fortbeſtehen könnten; 
wäre dies der Fall, ſo würde er den Geſetzentwurf nicht vorge⸗ 
legt haben. Die Abfindungsfrage ſei, weil ſie neu ſei, noch nicht 
richtig verſtanden worden; die Intereſſen der Kleinbrenner würden 
durch dieſelbe möglichſt berückſichtigt. Wenn eine andere ge⸗ 
eignete Steuer dageweſen wäre, ſo hätte die Regierung die⸗ 
ſelbe vorgeſchlagen. Auf den Vorſchlag, das Defizit durch 
eine Anleihe zu decken, könne er nicht eingehen, weil 
dadurch eine dauernde Laſt geſchaffen würde, welche wiederum 
einen Theil der Steuereinnahmen beanſpruchen würde. Er bitte 
das Geſetz anzunehmen. Der Miniſterial⸗Kommiſſar rechtfertigte 
im Auftrage des Miniſters des Innern den Geſetzentwurf. Die 
Sitzung wurde ſodann bis zum Abend vertagt. — In Abgeord⸗ 
netenkreiſen verlautet, daß der Kriegsminiſter, General von 


Maillinger, geſtern ſein Entlaſſungsgeſuch eingereicht habe und 
nicht geneigt ſei, daſſelbe zurückzunehmen. 

Wien, 16. Februar. [Herrenhaus] Der Minifter 
für Ackerbau legte heute die Geſetzentwürfe über Konſommation 
und Regulirung der ländlichen Grundſtücke vor. Das Geſetz be⸗ 
treffend die Verwaltung Bosniens wurde vom Hauſe unverändert 
angenommen. 

Wien, 16. Februar. Meldungen der „Polit. Korreſp.“ 
Aus Konſtantinopel: Die unter dem Vorſitze des Mini⸗ 
ſters des Auswärtigen, Savas Paſcha, aus höheren türkiſchen 
Offizieren gebildete Kommiſſion hat einen Gebietsaustauſch für 
die Belaſſung Guſſinje's bei der Türkei beſchloſſen, welcher nach 
Anſicht der Kommiſſion Montenegro zufrieden ſtellen könnte. — 
Aus Sofia: Oeſterreich⸗Ungarn und Rußland haben der bul⸗ 


gariſchen Regierung die Einſetzung einer türkiſch-bulgariſchen 


Kommiſſion zur Regelung der Frage wegen der Repatriirung der 
muhamedaniſchen Flüchtlinge vorgeſchlagen. — Aus Belgrad: 
Die Nachricht von der angeblichen Ertheilung der Konzeſſion zum 
Bau der ſerbiſchen Bahnen an den ruſſiſchen Bauunternehmer 
Baranoff, entbehrt der Begründung. 

Rom, 16. Februar. Die päpſtliche Enzyklika vom 10. d. 
über die Ehe iſt heute veröffentlicht worden. Der Papſt weiſt 
in derſelben auf die Wohlthaten der Kirche für die Geſellſchaft 
hin. Die Ehe ſei von Gott eingeſetzt, der ihr als weſentliche 
Merkmale Einheit und Beſtändigkeit verliehen habe. Die durch 
heidniſche Korruption geſunkene Ehe ſei von Chriſtus wieder zur 
vornehmſten Ehre aufgerichtet und zur Würde eines Sakra⸗ 
mentes erhoben worden. Die Ehegerichtsbarkeit gehöre dem⸗ 
nach der Kirche. Der Papſt tadelt die Uſurpation weltlicher 
Gewalt, alle Völker hätten die Ehe unter den Schutz der 
geiſtlichen Autorität geſtellt, indem ſie den heiligen Charakter 
der Ehe anerkannten. Die Kirche habe ſtets unabhängig von 
der weltlichen Macht ihre Rechte betreffs der Ehe ausgeübt. 


Der Papſt ſucht ſodann unter Widerlegung der entgegen⸗ 
geſetzten Anſchauungen nachzuweiſen, daß der Heiraths⸗ 
vertrag vom Sakramente untrennbar ſei. Die Enzyklika 


zählt die üblen Wirkungen der ohne Zuhilfenahme der kirch⸗ 
lichen Jurisdiktion geſchloſſenen Ehen auf, verweiſt auf die Ehe⸗ 
ſcheidung, die in einigen Geſetzgebungen eingeführt werden ſolle 
und betont deren verhängnißvolle Folgen, welche die menſchliche 
Begierde von jedem Zügel befreien und den böſen Leidenſchaften 
überantworten würden. Die Kirche habe ſich um die Geſellſchaft 
verdient gemacht, indem ſie die Heiligkeit und Unauflösbarkeit der 
Ehe vertheidigte. Der Papſt fordert in wohlwollender Weiſe 
die weltlichen Behörden auf, den Rechten der Kirche bezüglich der 
Ehe Achtung zu verſchaffen, gleichwie die Kirche wünſche, daß die 
einſchlägigen Rechte des Staates geachtet würden. Schließlich 
appellirt der Papſt in warmen Worten an die Eintracht der 
geiſtlichen und weltlichen Behörden. 

Rom, 16. Februar. Die „Gazzetta Uffiziale“ veröffent⸗ 
licht die Ernennung Tecchio's zum Präſidenten und Conforti's, 
Borgatti's, Alfieri di Soſtegno's und Caccia's zu Vizepräſidenten 
des Senates und ferner die Ernennung von 26 neuen Senatoren. 

Paris, 16. Februar. Großfürſt Nikolaus von Rußland 
machte geſtern Nachmittags 3 Uhr dem Präſidenten Grévy einen 
Beſuch und ſprach demſelben dabei den Dank aus für die der 
Kaiſerin während ihres Aufenthalts in Cannes erwieſenen Auf⸗ 
merkſamkeiten. Der Großfürſt fügte hinzu, die Kaiſerin leide 
zwar noch an einer gewiſſen Abſpannung und hüte das Zimmer, 
ihr Befinden ſei jedoch weniger beunruhigend. 

Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Poſen. — 


Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übermmmt die Redaktion keine Verantwortung. 
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- = 57182 m Seehöhe. ` 
16. Nachm. 2 755,8 E Ee 0,0 
16. Abnds. 10 753,9 O lebhaft — 1.0 
IX Morgs. 6 752.8 D lebhaft — 31 
Wetterbericht vom 16. Februar, 8 Uhr Morgens. 
` arom a. O Gr. l Temp. 
Stationen. map Meeresniv.“ Wind. i. Celſ.⸗ 
reduz. in mm. Grad 
Aberdeen 3. S ſtark 5.6 
Kopenhagen 763,3 SSd ſtark bedeckt — 0,4 
Stockholm. 769,2 SD mäßig bedeckt — 20 
aparanda . 778,3 O leicht bedeckt —15,0 
eteröburg . fehlt d 
Moskau 774,7 N mu halbbedeckt 24.0 
Cork 726,8 OS ſtark Negen d 7,8 
Breſt 732,0 ES get ` Regen 9,8 
elder 750,2 Sd leicht bedeckt 2,3 
Sylt 757.3 SO friſch heiter — 0,9 
amburg 757,8 EC ſtark On 4.118 
Swinemünde 763,4 DSD mäßig bedeckt ) |— 0,2 
Neufahrwaſſer 766,0 ONO leicht bedeckt — 3,0 
Memel 766,8 O ſchwach bedeckt 62 
| fehlt | 
Krefeld fehlt ; ! 
Karlsruhe 756,8 KW leicht wolkig () — 1.6 
Wiesbaden 757,2 RO mu heiter Ir — 158 
Kaſſel 756,7 OSd ſtill heiter W 
München 759,3 O mäßig wolkenlos — 53 
Leipzig 760,7 SO ſtill wolkenlos“) — 2,2 
Berlin 761,3 O. ſtill wolkenlos — Lë 
Wien 762,6 So leicht Nebel — 2,0 
Breslau 763.7 SD mäßig bedeckt — 28 


1) Seegang hoch. 2) Grobe See. 2) Seegang hoch. ) Dunſtig. 
9 Sede eeh, Reif) Reh. ei Se Bodennebel. 9 
eif. 


Ueberſicht der NE Ä v 
Das geſtern im Südweſten von Irland gelegene Minimum hat ſich 
nordwärts entfernt, genau an derſelben Stelle iſt jedoch eine noch 
tiefere, daſelbſt vom ſteifen Südoſt und Regen begleitete . 
aufgetreten. Auch ST Schottland, Süd⸗Norwegen und Mecklen⸗ 
burg iſt der Südoſtwind bedeutend aufgefriſcht, während im Uebrigen 


reer 
SÉ Kelt A ACAL o ("Se 


Weſteuropa leichte bis mäßige, meiſt von heiterem und trockenem Wetter 
begleitete Südoſt⸗ und Oſtwinde herrſchen. Im mittleren Rußland hat 
ſich der Froſt bedeutend geſteigert, in der Provinz Preußen iſt es 
kälter geworden. 5 Deutſche Seewarte. 


Waſſerſtand der Warte. 
Poſen, am 1 Februar Mittags ed tege, d 
15. 2 een Ate o SR 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 


M 10 Sener t Courſe.) Seit 

g. ee JD, ruar. ( Uß⸗ e. eſt. 

Hud, Wechſe. 20 45. Pander bo, 81.25, Wiener 62. 17995. K. 

St.⸗A. 1484. Rheiniſche bo, 0 15968 1034. EM: 
` , 


805, Böhm, Meftbahn 1958. Eiüinbetbb. 166) Norbiveftb. kent 


94. Lombar n 
? ege 624. Zentr.⸗Pacific 109. 
albahn —. 
Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 2703, Franzoſen 2393, Ga⸗ 
lizier —, Ungariſche Goldrente —.—, III. Die en e —, 1860er 
Monte —.—, Lombarden —. Schweizer. Zentralbahn 718. 


*) per medie reſp. per ultimo. 7 

Fra a. M., 16. Februar. Effekten⸗ Sozietät. Kreditaktien 
270}, Franzoſen 239 t, Lombarden —, 1860er Looſe 1269, Galizier 
—, öſterreich. Silberrente —, ungar. Goldrente 88, II. Orientan⸗ 
leihe 62, öſterr. Goldrente —, III. Orientanleihe —, Papierrente —, 
1877er Ruſſen —. Meininger Bank 1014. Still. 


ungar. Bank 840,00. 
). Wiener Bankverein 159,10. 
Deutſche Plätze 57,05. Londoner Wechſel 116,90. Pariſer do. 46,45. 

Dukaten 5,51. Silber 


Gernowitz 157,00. ? 
Wien, 16. Februar. Abendbörſe. Kreditaktien 304,10, rom ge 
je 275,75, Galizier 259,25, Anglo⸗Auſtr. 156,25, Lombarden 89,50, 
apierrente 71,45, öſterreich. Goldrente 85,10, ungar. Goldrente 101,923, 
Marknoten 57,65, Napoleons 9,34%, 1864er Looſe —.—, öſterr.⸗ungar. 
Bank —.—. Nordbahn —,—. Geſchäftslos. 
Die Einnahmen der öſterr.⸗franz. Staatsbahn betrugen in der 
Woche vom 5. bis zum 11. Februar 521,921 Fl., ergaben mithin gegen 
EE oche des Vorjahres eine Mindereinnahme von 
3, l. a d 8 g 
Die Einnahmen der Eliſabeth⸗Weſtbahn betrugen in der Zeit 
vom 31. Januar bis 9. Februar 213,128 Fl., ergaben mithin gegen 
dieſelbe Zeit des Vorjahres eine Mindereinnahme von 129,374 Fl. 


Marktpreiſe in Breslau am 16. Februar 1880. 


Feſtſetzungen 
der ſtädtiſchen Markt⸗ 


eizen, weißer 

Weizen, gelber 19 10 

Roggen, pro 16 30 

Gerſte. 100 14 40 
Sch € 40 9 
ſen Kilog. 15 70 
Pro 100 Kilogramm fein ttel Jordinäre $ 
Kaps WE eer A 22 50 2 — 1 — 
Ri es Zäntertoudt . 2125 — 118 — 
Rübſen, Sommerfruct . 21 — 19 — 16 — e 
Dotter (J 500 188 
Schlagleinſaaee . J25 5023 50 20 — 8 
Hanfſaat 2 d ` ` 1 16 150115 50 | 14 50 E 
Kleeſamen, etwas ſtärker zugeführt, rother feine Qualitäten ſehr feſt, 
per 50 Se 39—44—48—52 Mk., weißer unverändert, per 50 Kgr. 
44—53—62—74. M. bochfeiner über Notiz bezahlt. RK 
Rapskuͤchen, unverändert, per 50 Kilogr. 6,50—6,70 M. fremde 1 
6.106,30 Mr. 5 H 
Leinkuchen, in ruhiger Stimmung, per 50 Kilo 9,50—9,70 Mt. 8 
Lupinen, nur feine Qual. verkäuflich per 100 Klgr. gelbe 7,20—,00 
—8,40 Mk, blaue 7,10—8,00—8,30 Mk. b 
Thymothee, unverändert per 50 Kilgr. 18—22—25 Mrk. / 
Mais, in feiter Haltung per 100 Hor. 14,00—14,50—15,20 Mit, N 
Wicken, höher gehalten per 100 K IE: 13,00—13,50—14,20 M. 
Kartoffeln: per Sack (2 Neuſcheffel a 75 Klgr. Brutto 150 9 Gi 2 
befte 3,00—3,50—4,50 geringere 2,50—3,00 M., per Neu it © 
175 E Brutto) befte 1,50—1,75—2,25 M. geringere 1,25 bis 
„50 M. per 2 Ltr. 0,10—0,15 Märk. 3 
ohr ee 15 00 0 2,80 a D 
oh: per Scho ilogramm 19,00 — 2 H 

Mehl: behauptet, per 100 KS Weiren fein 30,50 

—31,50 M. — Roggen fein 26,50 bis 27,50 M. Hausbacken 25,50 

bis 26,50 M., Roggen = Futtermehl 10,60—11.50 M., Weizenkieie 


9,90 bis 10,40 Mark. 


38 fein 42—46, hochfein 50—52. Z 
„ Kleefaat, weiße, ruhig, ordinär 35—45, mittel 48—52, fein 
55—65, hochfein 70—75. 
Roggen: (per 2000 Pfd.) böher, Ge. —— a 
Abgelaufene * — — d ar per Februar⸗März 
173.— Gd. per März⸗April —,— per April⸗Mai 174,50 bez. u. Gd. 
er Mal- Jun 176,50 Br. u. Gd. per md Amt 178 bez. per Juli⸗ 
Sot 174,50 Br. 
Weizen: per Februar 218 Br. per April⸗Mai 223 Br. per Mai 
ni —. 90 
Hafer: Gel. — Ctr. per Februar 148 Gd. per April⸗Mai 149. — 
Gd. d Mat-Juni 151 Gd. az 


aps: per Februar 230 Br. 228 Gd. ve April⸗Mai —. 

Rüböl: feſt, Gel. —.— Ztr. Loko 55,59 Br. per Febr. 

und per Februgr⸗März 53,50 Br. per 3 April —.— 
Br. 53 Gd. per Mai-Juni 54,— Br. per 


S April⸗Mai 53,50 


ber Lag Bä 

Fi gag . e. A. . er E Br. per 

1 — Br. u. ja g CH o j 
Eech ver Augu en 


keit, aber 


Courſe 


ſonders feſt waren 
nahmen, welche 
wartet man auch bei den o 
Januar⸗Einnahmen. Au 


aber nicht 


rüchten über eine neue ru 


Schluß blieb feſt. 


Bergiſche und 


die Rheiniſ 


gerade beſſer. 


Zonds: U. Aktien⸗Börſe. 
Berlin, den 16. Februar 1880. 
Preußiſche Fonds⸗ 
Courſe. 
Conſol. Anleihe 44/106,00 bz B 
do. neue 1876 4 190,25 b 
Staats⸗Anleihe 4. | 99,50 
Staats⸗Schuldſch. 3 95,00 
Od.⸗ Eh 4103,50 G 
Berl. Stadt⸗Obl. 103,70 bz B 
do. do. D 94,00 b 
Schldv. d. B. Kfm. 43.102,25 
— ini brie fe: 4103 75 b 
iner S 
E 5 108,20 bz 
Landſch. Central 4. | 99,60 bz 
Kur⸗ u. Neumärk. 2 
do. neue 3 
do. 4 | 99,80 bz 
do. neue 4 
Brandbg. ege 0 
Dftpreu e ` 
atb 4 | 99,40 bz 
do. a u GI 
ommerſche 3 5 d 
e EN 4 | 99,90 bz 
do. 4103,25 b 
oſenſche, neue 4 99,30 bz B 
ächſiſche 4 | 99,40 6 
Schleſiſche altl. 2 91,49 
do. A. u. C. 4 
do. neue A. u. C. 4 
2 ritterſch. a an 0 
— 44 101,00 bz B 
do. II. Serie d 
neue 
441103,40 bz 
Rentenbriefe: 
Kur⸗ u. Neumärk. 4 99,80 G 
ommerſche 4 | 9,80 G 
Poſenſche 4 99,50 G 
Bee: 4 | 99,50 G 
hein= u. Weſtfäl. 4 100,00 bz 
Sächſiſche 4 | 99,70 10 
Schleſiſche 4 | 99,60 G 
Souvereignes 20.35 G 
20⸗Franksſtücke 16,20 bz 
do. 500 Gr. Fe 
deet, as G 
erials 0 
rn 500 Gr. 1394,50 bz 
Fremde Banknoten 
do. einlösb. Men, f 
anzöſ. Banknot. 80,30 bz 
eſterr. ee E D 
. Silbergulden ‚50 bz 
do. Silberg 219.80 55 


Sun Noten 100 Rbl. 
1 


A. v. 55 


E Prſch. a40 Th. — 284,25 © 
ad. Pr.⸗A. v. 67. 4 


do. 35 fl. 


i 8744 
Cöln.⸗Md.⸗Pr. Anl. 8442800 bz G 


do. 
D.⸗G.⸗C. 


do. 
Mein. Hyp 


Nrdd. Grder.⸗ 
do. Hyp.⸗Pfdbr. 


d L 
*. 
Oldenburger Looſe 3 156,50 
B 


do. DD. $ 
Stich. Hpoth. unk. 5 


entiche Fonds. 
10 8.898709 ba 
137.00 bz G 
178,00 hu 


Obligat. 
nl. 4 137.50 bz 


128,00 bz © 
121,00 bz B 
119,90 bz 
188,75 bz 
188,00 B 


Anl. 35 
— 27,50 ba G 

Ze, 4 1122,00 
. 5 106,00 bz & 
110 1 SS G 
102.50 ö © 
G 


. 13 100,60 b. 
f. 5 101,00 B. 
A. 99,80 5 © 
5 | 99,40 bz © 


n genannte 
ßerdem waren ru 


des geſtrigen Privatgeſchäftes raſch ü 
Mainzer; 


do. 
Bomm. 


5 
und Geld: Pr. B.⸗C.⸗H.⸗ 

o. do. 100 
do. do. 


mk. rückz. 1105 1 


. 


do. (1 


do. (1872 u. 73 


D e fi DR K > 

Berlin, 16. Febr. Der geitrige Privatverkehr ift feſt aber ruhig 
verlaufen; ruſſiſche Werthe, 
vorzugt; der 
Verkehr; dem 


ank⸗ und Bergwerkspapiere waren be⸗ 
Ebenſo günſtig eröffnete der heutige 
Geſchäft fehlte zwar im allgemeinen anfangs Lebhaftig⸗ 
Verkäufer blieben überall ſo zurückhaltend, daß die hohen 
berſchritten wurden. Be⸗ 
nach den günſtigen Ein⸗ 
en und Köln Mindener erzielt haben, er⸗ 
n Bahnen höchſt befriedigende 
ſſiſche Werthe gut behauptet, 


Die Meldung aus Petersburg, daß den Ge⸗ 
ſſiſche Anleihe jede Begründung 
Bomm. 


B. 1.1205 
IV. 1105. 
III. Iz. 1005 


44 


872 u. 73 S 


do. 307 5 
Br. Hyp.⸗A.⸗B. 12043102, 


do. 
chleſ. 


0. E 

tettiner Nat. Hyp. 5 1 
do. D. 4 
Kruppſche Obligat. 


do. 1105 103,75 
Bod.⸗Cred. 5 104,15 
do 44/103,60 
01,25 
A 99,50 
5 110,00 


Ausläudiſche Fonds. 


Amerik. rckz. 1881 6 101,60 G 
do. do. 1885 6 
do. Bos. (fund.) 5 101,80 bz. G 
Norweger Anlı 


EL 


Newyork. 


do. 
do. Er 


do. Lott.⸗A. v. 


do. 


Ungar. Goldrente 
do. St.⸗Eiſb. Akt 
do. Looſe 
do. Sch 


do. 


Zi iſche Rent 
Italieniſche Rente 
do. Tab.⸗Oblg. 
umänier 
Finniſche Looſe 
uf. Centr.⸗Bod. 
do Engl. A. 1822 
do. do. A. v. 1862 
Rufſ.⸗Engl. Anl. 
uf. fund. A. 1870 
Ruſſ. conſ 


do. 
do. Boden⸗Credit 
do. Pr.⸗A. v. 1864 


do. 
. 5. 


do. 6. do. | 
do. Pol. Sch.⸗Obl. 


do. 


Türk. 
o. 


I do. DO 
Wien öſt. Währ. 8 T. 
Wien. öſt. Währ. 2M. 
ur 


o. 
Warſchau 100 R 8T. 

) Zinsfuß der Reichs⸗Bank fürſhieden 
für Lombard 5p&t., Bank⸗Ahein. 


Wechſel 


diskonto in 


Brüſſel 
burg —, 
3. Pete 


> 4 
rk. Std.⸗Anl. 6 115,80 
73,90 


15 o do. a 
D. 1 2 


D 
do. Looſe vollgez. 


Goldrente 4 d 
ap.⸗Rente 43 61,90 
er⸗Rente 4 62,40 
250 fl. 18544 115,30 
100 fl. 1858|— 341,50 
eg 126,50 


do. v. 


ch. I 


atzſch. I. 
kleine 


do. 


ab.⸗ 


S 
* | OCH | om | 
Ee 


. A. 1871 
do. 1872 


do. 


do. v. 1866 


82,50. 


66,75 


do. kleine 


nl. v. 1865 
do. v. 1869 


8 S gp 
SEN EN E E EE E ER EN EE EE E ER E 


CS 


vi ⸗Courſe. 


100 F. 2M. 
173,30 


100 R. 3W. 
100 R. 3 M. 


4 
i Amſterdam 3, Brem 
30, Frankfurt a. M. 4, 
Leipzig — London 3, 
rsburg 6, Wien 4 et. 


fehle, hatte 
105.25 G 


155,75 bs 
62,40 bz G 
85.90 bz 


58,30 bz 
11,00 bz B 


32,40 bz B 


172.30 bz 
219,05 bz 
217,60 bz 
219,45 bz 


ill, Fremde 


vorübergehend verſtimmt; doch trat raſch wieder einige Kaufluſt für 
ruſſiſche Werthe auf, welche die Haltung der Noten und Orient⸗Anlei⸗ 
hen recht feſt erſcheinen ließ. Auch 
namentlich Diskonto⸗Kammandit Ant 
ditaktien ſchloſſen ſich an, und Lombarden begegneten etwas beſſerer 
Nachfrage, weil die Frage der Steuerfreiheit in befriedigender Weiſe 
für die Geſellſchaft gelöſt werden ſollte. R d 
chiſche Bahnaktien ſtill; ſchleſiſche Deviſen feſt; Aktien der an den 
Staat verkauften Bahnen beliebt. Rumänier höher, Stammprioritäten 
ö Renten lagen feſt, namentlich öſterreichiſche beachtet. 
Bankaktien behautet. Bergwerkspapiere unter der Leitung von Laura⸗ 
hütte und Dortmunder Union feſt. 


Paris, 16. Februar. (Schluß e Courfe) Sep. Die Medioliau per April⸗Mai 2721721 bez, —B, per Mai⸗ Jun 172-1723 bezahlt. — Spiritus per 100 Liter loko ohne Faß 59,8 M. bez., per 
dation fur S ationspapiere iſt gut verlaufen. ort für Italiener] — Br., per Juni⸗Juli 17617 „ per Juli⸗Auguſt 165 bez., Februar 59,539 59,0 bz., per J ge Ni 59,559,759, 
0.35, ungar. Goldrente 0,35, öſterr, 0,35, 1877er Ruſſen 0,20, Türken per Set Ober 163 bez. — E tr. Feed „per März⸗April — bez. per April⸗Mai 60 „560, ir 
0,05, Franzoſen 1,12, Lombarden 0,12. RM. bez. — Gerfte per 1000 Kilo loko 137 bis 200 nach Qualität | per mi 60,4—60,6—50,5 bez. per Juni⸗Juli 61,3—61,6 bi 
3 proz. amortiſirb. Rente e 3proz. R 82,35, Anleihe pefordert, — E per 1000 Kilo Iofo 140 bis 157 nach Qua⸗ 61,3 bei per Juli⸗Auguſt 62,2—62,4—62,2 bezahlt, per EE 
de 1872 116,524, Italien 5proz. Rente 81,35, „ Goldrente 743, tät gef., Ruſſiſcher 145 bis 149 bez. Sommer 150152 bez., September 62,4—62,7—62,5 bezahlt. — Gekündigt 10,000 Liter. 
Ung. Goldrente 87%, Ruſſen de 1877 928, Franzoſen 592,50, Lom⸗ = und Weſtpreußiſcher 145—148 ER Schleſiſcher 150—152 CS Regulirungspreis 59,6 bez. (B. B. ⸗Z.) 
bardiſche Ei dh ktien 196,25, Lombard. Prioritäten 258,00, Türken Böhmiſcher 150 bis 153 bez, Galisiicher „ bez. per Februar 15 M. Stettin, 16. Februar. An der Börfe) Wetter: Trübe. 
de 1865 10,85. 1 ER Au inder 1411, 8 per April⸗Mai 149 bez., Mai⸗Juni 1505 bez., per Juni⸗Juli 152 M. | 2 Grad R. Barometer 28,4. Wind: OSO. 
3 9 ee * in — R Kä ef 50. & ec? RS F Ser — CG lt. — Er a WC „Weizen höher, per 1000 Kilo lolo gelber inländ. 210 —220 M., 
Hen e ben 93. Banane de Paris 941, Banque d’escompte | Mais per 1000 Kilo loo 142—148 bez. nach Qualität. Numän. — weißer 210-222 D., ver, ier 225 N. bez pe ner Mai 
foncier - E . \ . . ais per bez. nach ni 225 M. bez. per "mm Juli 226 M. bez., per September⸗ 
Banque hypothecaire 647, III. Orientanleihe 623, Türkenlooſe | ab Bahn dez. Amerit. — Mä ab Bahn gez. — eizenmehl Oktober 213 M. Br., 212 M. Gd. — Roggen höber, per 1000 Kilo 
40,75, Londoner Wechſel 25.19. "3 Gold per 100 Kilo brutto, 00: 32,50—30,00 M., o: 200 2000 M. | Iofo inlänsifcher 162 bis 168 M., Ruſſiſ 162 bis 167 M., per 
„16. Febauar. Oeſterr. Gozdrente —.—, ungar. Goldrente | 0/1: 29,00—27.00 M. —. Roggenmehl incl. Sack, 0: 25,00 Frühjahr 167 M. bez., per Mai⸗Juni 167 bez., per Juni⸗Juli 
101,75, Italiener 804. H bis 25,00 M., 0/1: 24,75 bis 23,75 M., per Februar 24,15 bez hlt, 166 M. bez., per September⸗Okt 160 M 8 8 
O te 61,3 4 1 3, per September⸗Oktober bez. erſte unver⸗ 
fiel, 16. Februar. Oeſterr. Papierrente . per Februar⸗März 23,9524 bezahlt, per ärz⸗ April 23,95— ändert, per 1000 Kilo loce mittel Brau⸗ 150—158 M., feine de 
bez. per April⸗ Mai 23,95—24 bez., per Mai⸗Juni 23.95. 24 be, 160 —170 M., Chevalier 172 bis 180 M. — Geier unverändert, per 
5 per Juni⸗Juli —. Gekündigt 3500 Jentner. 3290 911 24.1 bez. 1000 Kilo loco inländ. 135—144 M. — Erbſen ohne Handel. — 
Produkten -Vörſe. — Oelſgat per 1000 Kilo Winterraps 235 — 44 M. S.“ 1 Winterrübſen wenig verändert, per 1000 Kilo Isfo 220— per 
Berlin, 16. Februar. Weizen per 1000 Kilo ie 200240 | — Bei, De bezahlt Minterrübfen 230 bis 240 M. S. S. — Ayril Mai 241,5 M. bez. und Gd, per September-Oftober 250 M. Br 
Mark nach Qualität gefordert, gelber Märkiſcher — Mt. ab Bahn bez., N, D. — bez. — Rü bl per 100 Kile leko ohne Faß 54,3 M. — Winterraps per 1000 Kilo lolo 22 — 235 M. — Rüböl etwas 
— er Februar — bez per Nortl⸗Mai 1394-2301 230 bez., per flüſſig M., mit Faß 54,6 M., per Febr. 54,5-54,6-54,5 bz., per cht: feiter, per 100 Kilo loko ohne Faß bei Kleinigkeiten flüſſiges 55 M 
Mal⸗Jun 29842292284 bez, per Funi⸗Jult 2287 2202289 be. März 54,5-52,6-54,5 5 per März⸗April—, per April⸗Mai 54.554, 54,5 | Br. per Jebruar —, per Februar⸗Märg 53 N. Br. per April: Mai 
er Juli⸗Auguſt 2175 bezahlt, Auguſt⸗Sept. —, per September ` Okto⸗ bez., per Mai⸗Juni 55,2 M., per Juni⸗Jull. — be, September-Dfto: | 53,5 M. Br. per Septmbr.⸗Oktbr. 57 M. Gd. — Spiritus feſter 
ber 21359 bezahlt. Gelünd! t äi, — Regulirungspreis — per 58 M. bez. Gefündigt — Itr. Regulirungspreis — Mark per 10,000 Liter pCt. loko ohne Faß 58,959. M. bez., per Februar 
M. — Roggen per 1000 Kilo ien 170 bis 178 N. nach be). = Lein 51 ver 100 Silo loro 67,0 M. — Petroleum per | 59 M. Gd., per Frühjahr 59,7 dis 60 M. bey, per Mat- Jun 60,6 
Dualität gef. Ruf. — fr. W. bez., inländiſcher 1715 — 175 100 Kilo, loks 25,0 M., per Februar 24,6 bz., per Febr.⸗März 24,3 | M. Br. u. Gd. per Juni⸗Juli — M. bez — Angemeldet: Nichts 
A = > 2 ` cu. enen E 5 
Mark ab Bahn bez. Feiner — Mark ab Bahn bez., Klamm. — M. M., per anti 24,9 M., per April⸗Mai 23,9 M., September» — Kenan ee Rüböl 53 M., Spiritus 59 M. — Petro⸗ 
ab B. bez. per Februar 171 bez. per Februar⸗März 171 bes. Oktober 25,7 Br. Gekündigt — Zentner. Regulirungspreis 24,6 bez. | feum lofo 8.5 M. tr. bel. Reaulirunaspreis 8,5 W. _ (Ditiee-Atg.) 


preußiſche Konſols und fremde Eijenbahn - Obligationen. Pfandbriefe 
und Prioritäten wenig verändert. Die Bewegung nahm um die Mitte 
der Börſenzeit einen neuen Aufſchwung und die zweite Stunde verlief 
bei ziemlich regem Geſchäft recht feſt. Ruſſiſche Noten und Eiſenbahn⸗ 
werthe behaupteten ſich im Vordergrunde des Geſchäfts. — Per ultimo 
notirte man: Franzoſen 480—479,50, Lombarden 157—6, Kreditaktien 
542,50—1,50—542, Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile 197,50—7,75—7,25, 
7,9019775. Dortmunder Partial⸗Obligationen 102,25 lebhaft ge⸗ 
andelt. Rhein. Stahlw. 132 bezahlt und Geld. Weſtfäliſche Union⸗ 

tammprioritäten 107, Wöhl. Obligationen 96,75 bez. u. Gd. Oels⸗ 
Gneſen 46,25 ber: u. Gd., Breslau⸗Warſchau 102,75 bez. u. G. Der 
Schluß war ziemlich feſt 


Bank⸗Aktien behaupteten ſich gut, 
eile und ruſſiſche Banken. Kre⸗ 


Im übrigen lagen öſterrei⸗ 


Anlagewerthe beliebt, namentlich 


Bank: u. Kredit⸗Aktien, echte Oderuf. Bahn 5 141,25 bz Oberſchleſ. v. 1874 4103,00 G 
H eg 4 107,50 G 4 umäniſche 8 107,25 ba B Brieg⸗Neiſſe 4 
Bk. f. Rheinl. u. Weſtf4 44,80 6 G 4 Saalbahn 3 do. Get Zeck, 
e 4 | 57,00 e 4 gal⸗Unſtrutbahn do. do. 
Berl. Handels⸗Geſ. 4 105,50 bz G 4 Tilſit⸗Inſterburg 86,75 bz G] do. Nied.⸗Zwgb. 33 
BB. 570 en 9 G Been e 1 2. ` eraer 37,00 bz © do. Sed 4 
Breslauer „Bk. ‚003 jerlin-Gorli 4 | 25,90 bz e a 5 bor Dë ; 
EB. 4 | 23.00 bh G Berlin⸗Hamburg 4 194.40 bo) —Eiſeubahn ` Peioritäte: d 
Centralbk. Kä u. 8. 4 Brl.⸗Potsd.⸗Magd. 4 | 99,40 bz 
a redit⸗B. 4 92,50 G Berlin⸗Stettin 44 115,00 bz © 
Cöln. slerbankſ4 108,00 b G Bresl.⸗Schw.⸗Frbg. 4 101,10 bz II. 5 0.04 
bz G Bare rivatb. 4 1110,00 X Cöln⸗Minden 4 148,00 bz III. 5 4/102, 40 bz G⸗ 
6 G [Darmſtädter Bank 4 153,25 bz © | do. Lit. B. E 4 
do. Zettelbank 4 107.00 bz G [Halle⸗Sorau⸗Guben 4 | 25,40 bz II. 4 102,75 © do. St. gar. 3 
G 4 | 92,00 bz B 4 CH 35 90,90 G . v. 1858, SC 101,80 bz 
4 124,50 bz G itt. B. 3 90,90 G do. v. 1862, 64 4 101,80 bz 
bz G 4 149,80 bz B 4 31,10 bz G . C. 3 87,20 G do. v. 1865 101,80 bz 
bz 4 114,40 bz B Si 4 147,25 bz G IV. 47 102,75 G do. 1869, 71, 734 101,80 bz 
4 95,50 bz B 4 V. 4102,75 G do. v. 1874, 101,25 bz © 
45.159,00 bz 4 VI. 45 103,00 d G E Lane v. St. g. 45 103,50 d 
4 197,25 bz 4 100,00 B do. VII. 4102,80 do. II. do. 45 103,50 D 
Geraer Ban 4 97,25 bz G 4 99,40 G achen⸗Düſſeldf. I. 4 98,90 bz B 
do. Handelsb. 4 55,50 b G 4 28,30 bz BJ do. do. II. 4 98,90 bz B 4 100,00 G 
Gothaer Privatbk. 4 101.00 3177,80 bz & | do. do. III. 4101.75 ei 44 
b do. Grundkredb. 4 96,50 bz G B. 33.148,70 bz do. Düfſ.⸗Elb.⸗Pr. 4 | 98,75 © 4 
d jRupotbef (Hübner) d Lit. G. 5 do. do. 4 45 103,00 G 
dn Königsb. Vereinsb.(4 | 99,50 G „Südbahn 4 | 60,90 bz B | do. Dortm.⸗Soeſt 4 99,00 B VI. 44 103,00 G 
55 Leipziger Creditb. 4 154,75 bz G [Rechte Oderuferb. 4 1142,75 bz G] do. do. 45 102,00 B 
BEER Ee dee 
agdeb. Privatb. „25 bz © fan Lit. B. v. St. gar. ; D S 3 
H © Ch Wobenereb. e 09.75 b. „ Abena hn däm 90 V uewe eil fer 
do. Hypoth.⸗B. ! | 79,90 bz B IStargard-Bojen 1431103,90 3 Eliſabeth⸗Weſtbahn 5 | 84,40 bz © 
Meining. Creditbk. 4 101,50 bz © Thüringiſche 4 1157,40 bz en Wl 91,25 bz G 
do. Hypothekenbk. 495,80 3 do. Lit. B. v. St. gar. 4 98,75 B 45 102,10 bz do. 1.15 | 89,10 
Niederlauſizer Bank 4 103,50 bz G Je Lit. C. v. St gar. 4104,40 bz 102,10 ba 11.5 | 88,50 bh © 
Norddeutſche Bank 1 166,50 © [Weimar⸗Geraer 44 53,50 bz B 102,50 G 88,25 B 
Nordd. Grundkredit 4 68,00 bz G ER do. 5 75,70 bz 
Ketter. Kredit 4 Albrechtsbahn 5 28.70 bz B Berlin⸗Hamburg do. 5 78.90 be 
Poſener Spritaktien 4 | 54,00 bz G [Amſterd.⸗Rotterd. 4 121,50 bz do. do. do. 5 | 74,40 b3 
Petersb. Intern. Bk. 4 1104,00 bz B Auſſig⸗Teplitz 4 195,50 bz GJ. do. do. II do. IV. 5 | 72,50 bz G 
Poſen. Landwirthſch4 70,50 bz G Böhm, Weſtbahn 5 98,40 bz G Brl.⸗Ptsd⸗M.A. B. g Mähr.⸗Schl. C⸗B. fr. 30,60 
Posener Prov.⸗Bank 4 114.00 B Breſt⸗Graſebo A do. do. C. 99,25 Mainz⸗Ludwigsb. 54 
Preuß. Bank⸗Anth. 4 Breſt⸗Kiew 4 do. do. D.441101,40 bz B d 3 
do. Bodenkredit 4 97,50 bz Dur⸗Bodenbach 4 | 69,80 bz do. do. F. 4101,40 bz B 3 373,40 bz G 
do. Zentralbdn. 4 128,00 bz G [Cliſabeth⸗Weſtbahn 5 | 83,00 bz Berlin⸗Stettin J. 4 3 360,25 bz G 
do. Hyp.⸗Spielh. 4 104,90 b ais. Franz Joſeph. 5 | 71,90 b do. do. II. 4 99,10 G 5 104,00 bz G 
rodukt.⸗Handelsbt ! | 76,75 fa Gal. (Karl Zudwig.) 3 112,90 bz do. do. II. 4 99,10 © 5 104,00 b3 G 
Sächſiſche Bank 4 1120,75 b © Gotthard⸗Bahn 6 | 64,00 bi © | do. IV. v. St. g. 44109,0 G 5 | 86,60 b5 G 
Schaaffhauſ. Bankv. 1 107.90 bz B [Kaſchau⸗Oderberg 5 55,00 bz G do. NL do. 4 99,10 G 5 83,20 bz G 
Schleſ. Bankverein 4 111,50 bz B Ludwigsb.⸗Berbach 4 do. VII. 44.100,10 G do. 2 5 
Sid. Bodenkredit 4 120.25 © Lüttich⸗Limdurg 4 | 18,60 bz Bresl. Schw.⸗Freib. 4 Kaſchau⸗Oderb gar.5 | 75,60 bz G 
Mainz⸗Ludwigsh. 4 do. do. Tae Kronpr. Rud.⸗Bahn 5 | 89,75 bz G 
Induſtrie Aktien. Oberheff. v. St. gar.— do. do. Litt. H. 41020 mg fd 18695 79.10 bn © 
Brauerei Patzenhof. 4 128,00 bz Oeſtr.⸗frz. Staatsb. 5 do. do. Litt. I. 4102,20 © 5 79,00 bz G 
Dannenb. Kattun. 1 20,25 B do. Nordw.⸗B. 5 291,00 bz B] do. do. 1876 5 1105,50 B (e 494.00 bz B= 
Deutſche Baugeſ. 4 74.50 b | do. Litt. 8. 5 267,50 b Cöln⸗Minden 1.4 9900 bz G Keicher 5 | 78,75 bz G 
d B na, Eiſenb⸗Bau. ! 950 oz Reichenb.⸗Pardubitz 43 57,75 bz do. do. V. 4 93 262,50 bz B 
B oa. Stahl: u. Eiſ. 4 eo, Rud.⸗Bahn 5 66,50 bz B | do. do. VI. 410140 U G 3 263,30 © 
b G Donnersmarckhütte 4 71,75 bz G [Riask⸗Wyas 5 Palle⸗Sorau⸗Guben 4103,25 © 56 
3 Dortmunder Union 4 | 16,50 bz B er 4 49,80 bz G do. do. C. 4103,25 G 6 
Egell. Maſch⸗Akt. 4 42,00 bz G f 5 142,50 © [Hannov.⸗Altenbk. 1. 4100,30 G 6 
Erdmannsd. Spinn. 4 44,00 bz G 4 25,20 bz Gl do. do. I. 4100,30 G 786 | S 
Sloraf.Charlottenb.i4 | __ 4 | 20,10 B do. do. Ul. 4100,30 G 9.5 | 93,40 bz © 
Friſt u. Roßm. Näh.4 58,50 bz B 4 Märliſch⸗Poſener 47 102,75 bz B 5 | 88,00 bi G 
Gelſenkirch.⸗Bergw. 4 1139,90 bz G 4 | 69,60 bz G Charko 5 | 94,90 © 
Georg⸗Marienhuͤtte 4 124,60 bz © 5 | 73,10 G do. do. de 1805 4101,40 bz do. in 040% | 87,70 & 
Hibernia u. Shamr. 4 100,00 bz G 4 255,80 bz do. do. de 1873.42 101.40 b (bark ⸗Krementſch. 5 | 91,75 © 
Immobilien (Berl.) 4 88,25 (0 — do. Mem, A. 4 102,50 B Felez⸗Orel, gar. 5 | 94,90 bz B 
Kramſta, Leinen⸗F. 4 100,00 bz G do. do. B. 99,0 0 ſfoslow⸗Woron gar 5 86.55 
Lauchhammer 4 | 49,80 bz G [Altenburg⸗Zeitz 5 do. Wittenberge 4 Koslow⸗Woron, Ob. 5 | 82,20 bs B 
Laurahütte 1140,10 bz G [Berlin⸗Dresden 5 43,25 bz G do. do 3 85,00 G Kursk⸗Chark. gar. 5 | 94,90 b G 
Luiſe Tiefb.⸗Beraw 4 7400 bz G Berlin⸗ Görlitzer 5 74.00 bz G Niederſchl.⸗Märk. 1. 4 99,25 © K.⸗Chark⸗Aſ. (Obl.) 5 84.25 G 
Magdeburg Bergw. 4 152,75 fa © [Breslau⸗Warſchau 4 I do. H. 4 625 thlr. 1 | 98,75 Kuken, gar. 8 ue 
b Marienhüt.Bergw. 4 | 81,90 bz Halle⸗Sorau⸗Gub. 5 85,50 bz © | do. Obl. J. u. U. 4 | 99,25 6 Loſowo Sewaſt. 5 | 81,7 
MMenden u. Schw. B. 4 105,00 bz G [Hannover⸗Altenbek. do. do. Ul conv. 1 99,25 & JAKOB 3 
Oberſchl. Eiſ.⸗Bed. 4 78,00 bz G do. II. Serie 5 Oberſchleſiſche A. 4 Mosk.⸗Smolensk 5 
Oſtend 4 Leipz.⸗Gaſchw.⸗Ms. 5 ſiſche B. 33 Schufa⸗Jvanow. |D ; 
Phönix B.⸗A. Lit. A4 | 96,00 bz G [Märki ⸗Poſen 5 100,40 bz © do. ©. 4 98.75 G Warſchau⸗Teresp. 5 K 
ane en | 69,50 bz [Magd.⸗Halberſt. B. 33 88,50 bz do. D. 1 98,75 G . do. kleines 05/0 
tte conf. 4 do, do. 0.5 1121,50 bz G do. 2. 37 91.60 bz G [Warſchau⸗Wien 11.5 192,75 b. 
Naſſ.Bergw. 4 100,00 bz Marienb.⸗Mlawka 5 89,50 bz G do. F. 43 103,25 bz do. UI. 5 101,50 G. 
en — dien Zeen Ind. 4 Nordhauſen⸗Erfurt 5 „50 b; do. G. 45 ` 9 N | 3,30 bz 
am⸗Stobwaſſer Lampen 1 | 31,00 be G Sberlauſitzer 5 33.25 do. H. 4 Zarskoe⸗Selo 5 75,75 ba 
aris[Unter den Anden 4 | 12,00 B. Ofpreuß. Südbahn do. v. 1869 410 
Wöhblert Maſchinen 1 57,50 bz G Poſen⸗Creuzburg 5 v. 1873 4 


Druck und Verlag von W 


Decker u. Co. (E. Röſtel) in Poſen. 


